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Liebe Kolleginnen und Kollegen,

die Vorgänge in der Türkei füllen seit Monaten die Zeitungen und wie 

schnell ein Rechtsstaat erodieren kann, bekommen wir hier im Zeitraffer 

vorgeführt. Ich will an dieser Stelle ganz klar sagen: Ich verstehe nichts 

von türkischer Innenpolitik. Weder habe ich mich mit den Zielen der Re-

gierungspartei AKP beschäftigt, noch weiß ich, was die sogenannten 

Gülen-Bewegung beabsichtigt. Darauf kommt es aber auch nicht an. Es 

ist nicht hinnehmbar, dass missliebige Richterinnen und Richter sowie 

Staatsanwältinnen und Staatsanwälte nicht nur abgesetzt, sondern auch 

noch inhaftiert werden und ihr Vermögen eingefroren wird. Von rechts-

staatlichen Verfahren sind wir hier meilenweit entfernt. Was aber können 

wir hier in Deutschland tun, außer diese Entwicklung zu beklagen?

Der Deutsche Richterbund beteiligt sich an einem Unterstützungsfonds der Europäischen Richtervereinigung, 

mit dem in Not geratene Richter- und Staatsanwaltskollegen in der Türkei unterstützt werden sollen. Hierzu hat 

der Deutsche Richterbund einen Betrag von zunächst 10.000 € vorgesehen. Wir als NRB werden prüfen ob, 

und ggf. in welcher Höhe wir uns an diesem Fond beteiligen wollen. Die Unterstützung in der Türkei gestaltet 

sich jedoch in der Umsetzung außerordentlich schwierig, weil sowohl die Kontaktaufnahme mit inhaftierten 

Kollegen und erst Recht der Geldtransfer in die Türkei auf äußerste Schwierigkeiten stößt. Es gibt inzwischen 

ca. 200 Anfragen aus der Türkei nach Unterstützung; aber in der Türkei gibt es zu wenige Anwälte die die 

Inhaftierten verteidigen wollen – aus Angst selbst inhaftiert zu werden.

Gleichzeitig hat der Deutsche Richterbund ein Projekt angeschoben, mit dem Kolleginnen und Kollegen, die 

der türkischen Sprache mächtig sind, nach Deutschland geflohene Richterinnen und Richter, Staatsanwältinnen 

und Staatsanwälte unterstützen können. Solche Kolleginnen und Kollegen können ihre Kontaktdaten an den 

Deutschen Richterbund mitteilen und werden dort auf einer öffentlich nicht einsehbaren Liste als unterstüt-

zende Ansprechpartner geführt. Entsprechende Kontakte werden vom Deutschen Richterbund auf Anfrage 

vermittelt. Auch der NRB konnte bereits drei Kolleginnen und Kollegen als Ansprechpartner benennen. Wenn 

Sie sich ebenfalls vorstellen können als Ansprechpartnerin oder Ansprechpartner tätig zu werden, wenden Sie 

sich bitte an uns. 

Der Deutsche Richterbund hat sich mit einem offenen Brief wegen des Umgangs der Türkei mit den Richte-

rinnen und Richtern, Staatsanwältinnen und Staatsanwälten in der Türkei an die Bundesregierung gewandt. 

Eine nachhaltige Reaktion hierauf ist mir nicht bekannt geworden. Erst als ein deutsch-türkischer Journalist in 

der Türkei inhaftiert worden ist, äußerte sich die deutsche Regierung und auch der Bundesjustizminister, wobei 

man letzterem zu Gute halten muss, dass er sich zwar spät, dann aber sehr deutlich auch für die inhaftierten 

Richterinnen und Richter in der Türkei eingesetzt hat. Aber warum bezieht die Bundesregierung erst dann in 

dieser Deutlichkeit Stellung als ein Journalist inhaftiert wird? Gewiss, er hat neben der türkischen Staatsange-

hörigkeit auch die deutsche und natürlich ist die Bundesregierung verpflichtet, sich für deutsche Staatsbürger 

im Ausland einzusetzen. Trotzdem: Wir hätten uns gerade von der Bundesregierung mehr Einsatz gegen die 

Abschaffung des Rechtsstaates im EU-Beitrittskandidatenland Türkei gewünscht.

Und überhaupt: der Rechtsstaat. Er – genauer die Justiz als Teil des Rechtsstaats – wird von Bürgern und 

Politik gleichermaßen als vorhanden und funktionierend vorausgesetzt. Werden Missstände aufgedeckt oder 

geschieht Unfassbares lautet die Forderung, nun müsse „mit der ganzen Härte des Rechtsstaats“ (gemeint: 

grusswort des vorsitzenden

MitteilungsblattApril | Mai 2017

3



der Justiz) durchgegriffen werden. Eine Zusage besserer Ausstattung ging mit dieser Forderung trotz der be-

kannten chronischen Unterbesetzung der Justiz nicht einher und selbst in Nordrhein-Westfalen, dem Land in 

dem nach Sylvester 2015 „durchgegriffen“ werden sollte, musste es der Richterbund der Landesregierung 

förmlich abringen, dass wenigstens ein Teil der fehlenden Richterinnen und Richter, Staatsanwältinnen und 

Staatsanwälte eingestellt werden konnte. Auch wir in Niedersachsen sind von dem Ziel, eine Personalausstat-

tung auf der Basis von Pebb§y 1,0 zu haben, noch deutlich entfernt. Das Ziel muss hier sein, den Fehlbestand 

schrittweise dadurch abzubauen, dass wir in den nächsten Jahren jährlich 30 Probe-Richterinnen und Richter 

mehr einstellen, als wir durch die Altersabgänge verlieren. Das ist möglich, das ist notwendig und bei der ge-

genwärtigen Lage des Steueraufkommens auch machbar.

Das Jahr 2017 gilt als „Superwahljahr“. Doch auch im Januar 2018 steht noch eine wichtige Wahl an, näm-

lich die Landtagswahl in Niedersachsen. Wie auch immer die Wahl ausgehen wird – wir werden uns darauf 

einstellen müssen, dass die für den Rest der laufenden Legislaturperiode von der Tagesordnung genommene 

Diskussion um die Struktur der Justiz und die Justizstandorte wieder neu aufflammen wird. Dabei ist dies umso 

wahrscheinlicher, je größer die Mehrheit von Abgeordneten ist, auf die sich die künftige Landesregierung im 

Landtag stützen kann. Ob sich diese Diskussion – angestoßen von den Beanstandungen des Rechnungshofes 

– auf die Standorte der kleinen Amtsgerichte beschränken oder aber weiter greifen wird, ist noch nicht abzu-

sehen. 

Wichtig ist, dass wir als Richterbund auf diese Diskussion vorbereitet sein werden und den Vorstellungen aus 

der Politik eigene Ideen und Konzepte entgegen setzen können. Wir verstehen die Zusammenhänge innerhalb 

der Justiz besser und kennen die daraus resultierenden Notwendigkeiten genauer als der Landesrechnungshof 

und besser als die Entscheider in der Politik. Deswegen dürfen wir die Meinungsführerschaft in dieser Diskus-

sion nicht anderen überlassen. Es wäre niemanden damit geholfen – schon gar nicht dem Landeshaushalt 

– wenn etwa die Vorschläge des Landesrechnungshofes umgesetzt und kleinere Amtsgerichte geschlossen 

würden. Das Ergebnis wäre, dass an den ehemaligen Standorten die nicht selten historischen – vom Land 

weiter zu unterhaltenden – Gebäude leer stehen würden, während die Gebäude der anderen Amtsgerichte 

mit den übernommenen Aufgaben und Mitarbeitern aus allen Nähten platzen würden und teure Zumietungen 

erfolgen müssten. 

Wir werden in dieser Diskussion nur bestehen, wenn wir auf die sich im Rahmen der Strukturdebatte stellenden 

Fragen die besseren Antworten haben. Eine dieser Antworten könnte sein, statt auf die Forderung nach Bün-

delung der Kompetenzen in den verschiedenen Rechtsgebieten mit immer mehr Zentralisierung an großen 

Standorten zu reagieren, auf Kooperationen zwischen den Amtsgerichten zu setzen. Nicht jedes Amtsgericht 

muss alle Rechtsgebiete bearbeiten. Schon heute gibt es sinnvolle Modelle der Zusammenarbeit zwischen den 

Amtsgerichten, bei denen eine oder mehrere Rechtsmaterien für mehrere Amtsgerichte an einem Standort im 

Bezirk konzentriert werden. Erste Überlegungen zu einer solchen Konzentration gibt es inzwischen auch unter 

den Oberlandesgerichten. Auch bei den Landgerichten erscheint es sinnvoll, zu prüfen, wo Kooperationen 

geboten sind. Bei kleineren Landgerichten kann insbesondere die Einrichtung von Spezialkammern aus Kapazi-

tätsgründen schwierig sein, so dass eine Konzentration der jeweiligen Spezialmaterie an einem anderen Land-

gericht hilfreich sein kann. Solche Lösungen gelingen freilich nur, wenn auch der Gesetzgeber dies im Blick hat. 

Bei der gerade beschlossenen verpflichtenden Einrichtung von Kammern für Bausachen bei den Landgerichten 

hat der Deutsche Bundestag diese Gelegenheit leider verpasst, indem er keine Konzentrationsermächtigung in 

das Gesetz aufgenommen hat. Hier besteht Nachbesserungsbedarf.

Ich wünsche Ihnen und Ihren Familien schöne Osterfeiertage und bei der Lektüre

dieses Mitteilungsblattes viel Freude.

Ihr Frank Bornemann
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Herr Rech, wie sind Sie zum Mitglied des Präsidiums des Deut-

schen Richterbundes geworden?

Die Mitglieder des Präsidiums des Deutschen Richterbundes 

werden von der Bundesvertreterversammlung, dem höchsten 

Organ des Deutschen Richterbundes gewählt. Im Rahmen 

der Kandidatensuche wurde ich dann gefragt, ob ich mir eine 

Arbeit im Präsidium des Deutschen Richterbundes vorstellen 

könnte. Da ein entsprechendes Interesse bestand, habe ich 

mich gerne zur Wahl gestellt und bin dann auf der Bundesver-

treterversammlung in Berlin am 28. April 2016 ins Präsidium 

des Deutschen Richterbundes gewählt worden. Das Präsidium 

ist für drei Jahre gewählt.

Wie setzt sich das Präsidium zusammen?

Neben dem Vorsitzenden Jens Gnisa setzt sich das Präsidium 

aus zwölf weiteren Richterinnen und Richtern bzw. Staatsan-

wältinnen und Staatsanwälten, sowie – und das ist neu – zwei 

sogenannten assoziierten Mitgliedern, beides ebenfalls Richter, 

zusammen. 

Welche Aufgaben haben Sie im Präsidium?

Nach der Geschäftsordnung bzw. Geschäftsverteilung, die das 

Präsidium sich gegeben hat, bin ich im Präsidium in erster Linie 

für die Berichterstattung bei Fragen aus dem Themenkreis „Be-

soldung, Versorgung und Beihilfe“ sowie „Datenschutzrecht“ 

zuständig. Als Ko-Referent bzw. Stellvertreter betreue ich auch 

Themen aus dem Bereich des materiellen Zivilrechts, dort im 

macht es noch spass, herr rech?
Interview mit dem niedersächsischen Mitglied im Bundespräsidium des DRB, Marco Rech

Besonderen Arzthaftung und das Recht der unerlaubten Hand-

lungen sowie ZPO und Kostenrecht.

Und wie läuft die Arbeit im Präsidium ab?

Der Deutsche Richterbund wird bei gesetzlichen Vorhaben 

regelmäßig Gelegenheit zur Stellungnahme gegeben. Diese 

Stellungnahmen werden von einem Präsidiumsmitglied als Be-

richterstatter vorbereitet und dann vom gesamten Präsidium 

beschlossen. Darüber hinaus wird der Deutsche Richterbund 

häufig in laufenden Gesetzgebungsverfahren als Sachverstän-

diger, zum Beispiel in Ausschusssitzungen des Deutschen Bun-

destages oder bei sogenannten Berichterstattergesprächen, 

angehört. Auch das Bundesverfassungsgericht gibt dem Deut-

schen Richterbund gemäß § 27a BVerfGG Gelegenheit zur 

Stellungnahme als Sachverständiger. Auch diese Aufgabe wird 

dann vom jeweiligen Berichterstatter wahrgenommen. 

Meine Kolleginnen und Kollegen und ich pflegen aber auch 

außerhalb eines Gesetzgebungsverfahrens Kontakt mit den ju-

stizpolitischen Akteuren oder auch zu der Arbeitsebene in den 

Ministerien. Des Weiteren stehen wir bei Presseanfragen zur 

Verfügung, sofern die Mitarbeiter der Bundesgeschäftsstelle 

diese nicht anhand vorhandener Informationen bzw. beschlos-

sener Positionen des Deutschen Richterbundes beantworten 

können. 

Außerdem nehmen die Mitglieder des Präsidiums auch an ver-

schiedenen Veranstaltungen für den Deutschen Richterbund 

teil und sind Mitglied in Kommissionen oder Arbeitsgruppen 

des Deutschen Richterbundes.

Was reizt Sie daran?

Mich haben justizpolitische Themen schon immer interessiert. 

Durch die Mitarbeit im Präsidium des Deutschen Richterbundes 

habe ich die Möglichkeit mich hier unmittelbar einzubringen. 

Gibt es irgendwelche Themen, die Ihnen ganz besonders am 

Herzen liegen?

Mein besonderer Fokus liegt natürlich bei dem Thema Besol-

dung. Hier gibt es auch nach den Entscheidungen des Bun-

desverfassungsgerichts vom 5. Mai 2015 (zur R-Besoldung) 

und vom 17. November 2015 (zur A-Besoldung) weiterhin viel 

Arbeit. 

Zwar hört man von vielen Politikern, dass es für eine gut funk-

tionierende Justiz neben einer hinreichenden personellen und >>>

Mitglied im Bundespräsidium des DRB, Marco Rech
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Auch medial werden wir mit unseren Positionen noch stärker, 

als dies früher der Fall war, wahrgenommen, was man auch 

sehr gut daran erkennen kann, dass die Anfragen der Presse 

bei der Geschäftsstelle des Deutschen Richterbundes im erheb-

lichen Umfang zugenommen haben.

Gibt es denn auch irgendetwas Belastendes?

Der zeitliche Aufwand für die Arbeit im Präsidium ist nicht 

zu unterschätzen. Die oben genannten Tätigkeiten der Präsi-

diumsmitglieder bedürfen der Vorbereitung, vielfach ist sehr 

umfangreiches Material durchzuarbeiten. Eine Stellungnahme 

zu einem Gesetzentwurf oder auch zu einem Vorlageverfahren 

beim Bundesverfassungsgericht nach § 27 a BVerfGG schreibt 

sich nicht mal so eben. Dazu kommen die Reisezeiten zu den 

unterschiedlichen Veranstaltungen. Da die Arbeit im Präsidi-

um – mit Ausnahme des Vorsitzenden, der seine Arbeitszeit im 

Hauptamt reduziert hat – ehrenamtlich, d. h. ohne Entlastung 

im Hauptamt, ausgeübt wird, brauch man eine verständnis-

volle Familie, was bei mir aber der Fall ist.

Macht also insgesamt (noch) Spaß?

Ja, auf jeden Fall! Die Tätigkeit für das Präsidium ist sehr inte-

ressant und abwechslungsreich. Ich freue mich, wenn meine 

Arbeit dazu beiträgt, dass sich die Situation für die Kolleginnen 

und Kollegen in der Justiz insgesamt verbessert.

Das Interview führte Direktor des Amtsgerichts Hanspeter Teetzmann, 

Delmenhorst

sachlichen Ausstattung auch wichtig sei, dass Richter und 

Staatsanwälte anständig bezahlt werden müssen. Dies ist aber 

noch nicht bei allen Bundes- und Landtagsabgeordneten ange-

kommen, so dass weiterhin viel Überzeugungsarbeit geleistet 

werden muss. Dies auch deswegen, weil viele Länder die vom 

Bundesverfassungsgericht entwickelten Parameter, die eine 

Art rote Linie für eine verfassungswidrig zu niedrige Besoldung 

darstellen, zum Anlass genommen haben, die jüngsten Besol-

dungsanpassungen so auszugestalten, dass gerade eben nicht 

die Grenze der nicht mehr amtsangemessenen Alimentation 

erreicht wird. Es wird verkannt, dass eine Besoldung eben nicht 

schon gerade noch dann verfassungsgemäß ist, wenn bloß 

zwei der vom Bundesverfassungsgericht in den eben genann-

ten Entscheidungen aufgeführten fünf Parameter der ersten 

Prüfungsstufe den Schwellenwert erreichen und die anderen 

nicht. Grundsätzlich ist hier zu kritisieren, dass diese Art der 

Alimentation der Bedeutung der rechtsprechenden Gewalt 

nicht gerecht wird.

Ein weiterer wichtiger Punkt ist das zum Teil sehr unterschied-

liche Besoldungsniveau in Bund und Ländern. Die jüngsten 

vom Deutschen Richterbund erhobenen Zahlen zeigen deutlich 

auf, wie wichtig es ist, schnellstmöglich zu einer bundesein-

heitlichen Besoldung für Richter und Staatsanwälte zurückzu-

kehren, da die Höhe der Besoldung in den Ländern viel zu weit 

auseinander liegt. So haben die aktuellen Zahlen zum Beispiel 

ergeben, dass ein junger Richter oder Staatsanwalt in Bayern 

mit 4.235 Euro brutto fast 900 Euro oder 26,5 Prozent mehr 

Gehalt pro Monat erhält, als ein Berufsanfänger im Saarland. 

Auch in Hamburg liegen die monatlichen Einkünfte mehr als 

850 Euro höher als im Saarland. Niedersachsen liegt bei dem 

27jährigen ledigen R-1-Richter bzw. –Staatsanwalt im Länder-

vergleich nur an viertletzter Stelle. Dies sind aus meiner Sicht 

unhaltbare Zustände. 

Es ist nicht nachzuvollziehen, warum ein Richter in Niedersach-

sen für die Anwendung etwa des BGB oder des StGB erheb-

lich weniger Geld erhalten soll als seine Kollegin in Hamburg, 

warum eine Staatsanwältin in Bayern deutlich mehr Geld be-

kommen soll als ihr Kollege in Berlin. Der allgemein geltende 

Grundsatz „gleiches Geld für gleiche Arbeit“ muss selbstver-

ständlich auch für die Justiz wieder greifen!

Das Thema amtsangemessene Alimentation bleibt also ein 

Dauerbrenner, bei dem auch aktuell viel zu tun ist. Eine Aufga-

be, der ich mich gerne annehme. 

Und was sind die ersten Erfahrungen?

Ich meine, dass das neue Präsidium an die sehr erfolgreiche 

Arbeit des vorherigen Präsidiums nahtlos angeschlossen hat. 

Die Zusammenarbeit im Präsidium klappt hervorragend. Der 

Deutsche Richterbund ist ein viel gefragter, verlässlicher und 

hochkompetenter Ansprechpartner im justizpolitischen Raum. G
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Lieber Herr Scheibel, Sie sind jetzt ja schon ein bisschen länger 

in dem neuen Amt tätig – die Zeit vergeht wie im Flug. Wie war 

Ihr Start in Braunschweig beim Oberlandesgericht?

Auch wenn mein Wechsel zurück in die Rechtsprechung nun 

schon mehr als 1 1/2 Jahre her ist, freue ich mich noch täglich 

darüber, dieses ehrenvolle Amt ausüben zu können. Besonders 

gerne erinnere ich mich an die Herzlichkeit und Kollegialität, 

mit der ich im Oberlandesgericht empfangen worden bin.

Was haben Sie, als Sie angekommen sind, vorgefunden?

Was waren so die Themen, die Sie als erstes angehen mussten?

Zunächst war es für mich persönlich ein bisschen wie nach 

Hause kommen, und dies nicht nur, weil ich in Braunschweig 

meinen Lebensmittelpunkt habe. Ich kannte den Bezirk des 

Oberlandesgerichts Braunschweig bereits sehr gut: als Direktor 

des Amtsgerichts Göttingen, als Präsident des Landgerichts in 

Braunschweig und schließlich als Staatssekretär im Justizmini-

sterium. Deshalb musste ich hier nicht erst „neu anfangen und 

ankommen“. Ich kenne den Bezirk und seine Menschen. Und 

die Menschen kennen mich.

Von Beginn an standen aber auch Herausforderungen vor der 

Tür. Zu nennen ist natürlich das organisatorische Management 

im Zusammenhang mit der sogenannten „VW-Abgasaffäre“. 

Hier galt und gilt es Lösungen zu entwickeln und umzusetzen, 

die garantieren, dass die Justiz trotz der Vielzahl aller anhän-

gigen und weiterhin zu erwartenden Verfahren ihren Auftrag 

erfüllt und reibungslos funktioniert.

Hinzu kommen auch die sogenannten „Securenta-Verfahren“, 

die erstinstanzlich in Göttingen und in der Berufungsinstanz 

beim Oberlandesgericht verhandelt werden. Verfahren die-

ser Größenordnung – insgesamt handelt es sich hier allein 

um 10.000 Verfahren – stellen Gerichte auch vor logistische 

Herausforderungen. Hier sind effiziente und kluge Lösungen 

gefragt.

Es ist ja durchaus auch möglich, dass man eine Stelle über-

nimmt und dann großen Handlungsbedarf feststellt. Wie war 

das bei Ihnen?

Ich habe ein gut bestelltes Haus und einen gut aufgestellten 

Bezirk vorgefunden. Das Oberlandesgericht Braunschweig hat 

seinen festen Platz im Konzert der Anderen. Dazu haben auch 

meine verdienstvollen Vorgänger viel beigetragen.

Das klingt ja sehr schön. Was ist denn Ihr persönliches Anliegen 

als OLG-Präsident? Sie haben ja beschrieben, dass es für Sie ein 

bisschen wie nach Hause kommen war. Haben Sie daneben für 

sich eine Idee, wie Sie als OLG-Präsident sein wollen?

Wenn man eine so verantwortungsvolle Aufgabe übernimmt, 

sollte man eine Vision haben und sich Ziele setzen. Auch wenn 

sich Situationen ständig ändern, weshalb flexible Reaktionen 

zum Alltag gehören, sind langfristige Zielsetzungen wichtig. 

Deshalb möchte ich in der nächsten Zeit gerne an der Bearbei-

tung folgender Themen mitwirken:

„es war ein bisschen wie nach hause zu kommen…“
Gespräch mit dem neuen OLG Präsidenten Wolfgang Scheibel

präsident des oberlandesgerichts wolfgang scheibel
∙∙ verheiratet, zwei Kinder

∙∙ 1978 bis 1984: Studium der Rechtswissenschaften in Göt-

tingen

∙∙ 1984: Erstes jur. Staatsexamen in Hannover

∙∙ 1988: Zweites jur. Staatsexamen in Hannover

∙∙ 1989: Staatsanwalt/Richter auf Probe 

∙∙ 1992: Richter am Landgericht Göttingen

∙∙ 1999: Abordnung an das MJ, Referatsleiter in der Referats-

gruppe Justizvollzug

∙∙ 2001: Vorsitzender Richter am Landgericht Hannover

∙∙ 2001 bis 2002: Leiter des Ministerbüros

∙∙ 2002 bis 2003: Hauptamtlicher Prüfer beim LJPA

∙∙ 2004: Vorsitzender Richter am Landgericht Göttingen

∙∙ 2006: Direktor des Amtsgerichts Göttingen

∙∙ 2008: Präsident des Landgerichts Braunschweig

∙∙ 2013: Staatssekretär im Niedersächsischen Justizministerium

∙∙ 2015: Präsident des Oberlandesgerichts Braunschweig

>>>

 OLG Präsident Wolfgang Scheibel

MitteilungsblattApril | Mai 2017

7



Weiterentwicklung der Führungsqualität in der Justiz, Neuge-

staltung des Nachwuchskonzeptes im richterlichen Dienst und 

eine aktive Beteiligung der Justiz an der Gerichtsstrukturdebat-

te in Niedersachsen.

 

Können Sie Ihre Vorstellung zu einer Führungsaufgabe in der 

Justiz näher erläutern?

Für mich ist das eine Kernfrage der Zukunft, nämlich: Wie 

lebe ich eine Führungsaufgabe in der Justiz richtig? In einem 

Wirtschaftsunternehmen sind die Dinge klar. Von der Leitung 

erteilte Anweisungen werden umgesetzt. Dies geht in dieser 

Form in der Justiz nicht. Und das ist auch gut so. Wir haben 

wichtige Gremien, die bei Entscheidungen zu beteiligen sind. 

Präsidien entscheiden eigenständig und nicht unbedingt immer 

so, wie das aus präsidialer Sicht richtig wäre. Im Unterschied zu 

einem Wirtschaftsunternehmen oder aber auch zur Exekutive 

leben wir ein anderes System mit unabhängigen Richterinnen 

und Richtern. Deshalb ist es eine wichtige und grundlegende 

Frage, was eine gute Führung in der Justiz auszeichnet. Sollte 

sie autoritär sein? Ist sie rein kollegial? Eher zurückhaltend 

oder fordernd? Bei diesem Thema darf man im Übrigen nicht 

übersehen, dass keiner, dem in der Justiz eine Führungspositi-

on übertragen wird, zuvor eine hierfür zugeschnittene echte 

Ausbildung erhalten hat. Gleichwohl muss jede Führungskraft 

eine Vorstellung davon haben, wie die ihr anvertrauten Kolle-

ginnen und Kollegen gut und erfolgreich geführt werden.

Ein solches Leitbild einer guten Führung wird nach meiner 

Überzeugung deshalb eine der entscheidenden Fragestel-

lungen der nächsten Jahre sein. Wir brauchen erfolgreiche und 

professionelle Führungskräfte in der Justiz, um die Herausfor-

derung der Zukunft meistern zu können. Ich nenne nur die 

Einführung elektronischer Akten, den demografischen Wandel 

und die mit dem Auftreten komplexerer Massenverfahren ver-

bundenen zusätzlichen Herausforderungen für die Kolleginnen 

und Kollegen.

Sicher ist, dass die besonderen Bedingungen in der Justiz es 

erforderlich machen, dass Führung dabei immer das kollegi-

ale Miteinander in den Gerichten im Blick behält. Teamgeist ist 

gefragt! Dies auf allen Ebenen, nicht nur im Miteinander der 

Richterinnen und Richter. Wir sollten dabei auch das vielerorts 

noch immer übliche Gegeneinander von Verwaltung und Rich-

terschaft endlich überwinden. Auch hierfür braucht es profes-

sionelle, eben gute Führung in den Gerichten.

Sie persönlich, was würden Sie sagen, was macht gute Führung 

aus?

Die Antwort auf diese Frage ist sehr komplex. Ich bin fest da-

von überzeugt, dass gute Führung ohne Autorität nicht funk-

tioniert. Zwischen der notwendigen Autorität, die immer auch 

Distanz bedeutet, und der erforderlichen Nähe zu den Kolle-

ginnen und Kollegen ist eine gesunde Balance zu finden. Das 

kann nur gelingen, wenn man sich als Führungskraft selbst 

hinterfragt, kritikfähig bleibt und die Bereitschaft hat, eigene 

Fehler einzugestehen und zu korrigieren. Zusammengefasst 

kann man vielleicht sagen: Gute Führung, zu der Autorität und 

Entscheidungskraft gehören, muss in der Kommunikation zu-

gewandt sein. Basis für all dies ist ein klares und verlässliches 

Führungsverhalten. Dies verlangt auch, dass unangenehme 

Dinge ausgesprochen werden müssen. Ziel und Ergebnis guter 

Führung kann und darf es nie sein, sich bei allen beliebt zu 

machen.

Das ist ein sehr spannendes Thema. Aber mal zu einem anderen 

Thema: Die Nachwuchsgewinnung. Es gibt in einigen OLG-Be-

zirken Bereiche, da hat die Justiz große Probleme, Nachwuchs 

zu bekommen. Wie ist die Situation in Braunschweig?

Im Braunschweiger Bezirk ist die Situation glücklicherweise 

noch ganz zufriedenstellend. Es gelingt uns – dies allerdings 

mit beträchtlichem Aufwand – immer noch, Spitzenkräfte für 

die richterliche Tätigkeit in der Justiz zu gewinnen.

Gibt es Konzepte oder Überlegungen, was man machen kann, 

um diese qualitativ hochwertige Nachwuchsgewinnung für 

Braunschweig zu erhalten, oder freuen Sie sich einfach, dass es 

in Braunschweig so ist wie es ist?

Auch wenn es uns zurzeit noch gelingt, gute Nachwuchskräfte 

einzustellen, so sehe ich doch dringenden und grundlegenden 

Handlungsbedarf. Da steht natürlich die Frage der Besoldung 

an, bei der Niedersachsen nach und nach immer mehr den 

Anschluss verliert. Auch bei der Art und Weise, wie wir Rich-

terinnen und Richter in den ersten Berufsjahren begleiten, ist 

trotz aller Anstrengungen noch viel Luft nach oben. Der Verlust 

echter Kammertätigkeit und der frühe Einsatz als Einzelrichter 

macht mehr Begleitung und Hilfestellung für die jungen Kol-

leginnen und Kollegen erforderlich. Wer da alles im grünen 

Bereich sieht, hat sich Sand in die Augen streuen lassen.

Auch unsere heutige Einstellungspraxis ist meiner Meinung 

nach nicht mehr zeitgemäß. Ich spreche mich nachdrücklich 

dafür aus, die Einstellungen von Staatsanwaltschaften und Ge-

richten zu trennen, auch wenn ich weiß, dass dies vielerorts 

anders gesehen wird.

Es gibt ja schon Bundesländer, in denen es so, wie Sie es jetzt 

vorschlagen, funktioniert. In Schleswig-Holstein zum Beispiel.

Genau. Das ist dort ein etabliertes System und wird mit gutem 

Erfolg praktiziert. Ich bin der festen Überzeugung, dass auch 

uns eine getrennte Einstellung von Nachwuchskräften helfen 

und die Attraktivität für Berufsanfänger in der Justiz steigern 

würde. Die jungen Kolleginnen und Kollegen, aber auch wir 

könnten dann verlässlicher planen. Es gäbe weniger Schwie-

rigkeiten, die Proberichterzeit so zu gestalten, dass eine deut-

lich hochwertigere Einführung in den Beruf möglich wäre. Das 

brauchen wir dringend, gerade auch, um mit Anwaltskanz
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leien, die mit uns in Konkurrenz um die besten Nachwuchs-

kräfte stehen, mithalten zu können.

Das immer wieder vorgebrachte Argument, Strafrichter bräuch-

ten auch staatsanwaltliche Vorerfahrungen, trägt meiner Mei-

nung nach nicht. Denn dem kann man – wie Bayern zeigt – für 

im Strafrecht tätige Kolleginnen und Kollegen auch anders, 

nämlich durch die Möglichkeit späterer Laufbahnwechsel be-

gegnen. Für die Mehrzahl der Richterinnen und Richter, die im 

Familien- oder Betreuungsgericht arbeiten, gilt das genannte 

Argument ohnehin nicht.

Voneinander unabhängige Einstellungen würden uns bei den 

Gerichten endlich auch die Chance geben, zielgerichteter aus-

zubilden. Dies ist in heutigen Zeiten der zunehmenden Spe-

zialisierung von enormer Bedeutung. Hinzu kommt, dass bei 

der Einstellung von Berufsanfängern, die von vornherein nur 

für Richterstellen in Betracht kommen, konkrete Planstellen, 

die für sie in Frage kommen, vorausschauend in den Blick ge-

nommen werden könnten. Nur so kann dem Bedarf der Amts

gerichte, aber auch den speziellen Bedürfnissen der Land

gerichte zeitgemäß Rechnung getragen werden. Auch sollten 

wir nicht vergessen, dass junge Leute heute möglichst früh 

Klarheit darüber haben wollen, wo und in welcher Tätigkeit sie 

später eingesetzt werden sollen.

Die Trennung zwischen Proberichtern bei der Staatsanwalt-

schaft und Proberichtern bei den Gerichten ist ja das eine. 

Möchten Sie auch, dass man junge Kolleginnen und Kollegen 

auch im Richterdienst gar nicht mehr zu verschiedenen Gerich-

ten schickt, sondern auch dort gleich für das jeweilige Amts- 

oder Landgericht einstellt?

Soweit würde ich nicht gehen wollen. Selbst wenn man bei der 

Einstellung eine konkrete Planstelle avisiert hat, würde es sinn-

voll bleiben, in der Proberichterzeit die Kolleginnen und Kolle-

gen verschiedene richterliche Erfahrungen sammeln zu lassen. 

Mit einer Trennung der Ausbildungswege bestünde aber eben 

die Möglichkeit, die gesamte Proberichterzeit dafür zu nutzen, 

Richterpersönlichkeiten zu begleiten und zu entwickeln. Man 

darf dabei nicht übersehen, dass heute Berufsanfänger nicht 

selten mehr als 15 Monate bei der Staatsanwaltschaft verbrin-

gen, bevor sie überhaupt mit ihrer Richtertätigkeit beginnen. 

Die richterliche Zeit reduziert sich auf einen relativ kurzen Zeit-

raum. So kann eine wirklich gute Vorbereitung nicht auf das 

stattfinden, was von den Kolleginnen und Kollegen am Ende 

dieser drei Jahre abverlangt wird, wenn sie sich für den Rich-

terdienst entscheiden. Und wie dadurch die Attraktivität des 

Richterberufes gesteigert werden soll, hat mir noch keiner er-

klärt. Außerdem wissen wir, dass sich die Attraktivität unseres 

Berufes eben nicht allein über die Besoldung definiert, sondern 

gerade auch über die Kriterien von Planbarkeit und Qualität 

beim Berufseinstieg. Hier setze ich an und wäre gerne bereit, 

im OLG-Bezirk Braunschweig ein Pilotprojekt für diese Einstel-

lungspraxis und Begleitung der Berufsanfänger zu starten.

Nun zum dritten von Ihnen genannten Thema: Sehen Sie auch 

bei den Gerichtsstrukturen Handlungsbedarf?

Wir kommen nicht umhin, unsere Strukturen selbst zu hin-

terfragen. Vergleicht man nur den Verwaltungsaufbau bei 

der ordentlichen Gerichtsbarkeit mit anderen Verwaltungsbe-

reichen, so fällt gleich auf, dass woanders seit längerem Mit-

telbehörden abgeschafft worden sind. Wir aber leisten uns drei 

Oberlandesgerichte als Mittelbehörden zwischen dem Justiz-

ministerium und den ordentlichen Gerichten. In jedem Gericht 

wird eigene Verwaltungstätigkeit entfaltet und zwar nicht nur 

in den drei Oberlandesgerichten, sondern zudem in sämtlichen 

Landgerichten und in den vielen Amtsgerichten. Ist das wirk-

lich notwendig? Sind nicht andere Strukturen zeitgemäßer? 

Ich denke jedenfalls, dass wir an der Strukturfrage nicht mehr 

vorbeikommen.

Die Kritik des Rechnungshofes ist ja bekannt. Wobei es sehr 

bemerkenswert war, dass der Landesrechnungshof seine Kritik 

zwar zunächst öffentlich formuliert hat, bei einer Interviewver-

anstaltung dann aber nicht mehr bereit war, diese Kritik auch 

noch einmal zu vertreten.

Zunächst einmal unabhängig von dem kritischen Ansatz des 

Landesrechnungshofes: Wer ehrlich ist, weiß, dass sich die 

Standortfrage und auch die Strukturfrage in der Justiz schon 

lange stellt und die Beantwortung dieser Frage längst über
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fällig ist. Die Justiz selber kann sich vor dieser Frage nicht ver-

stecken und sollte viel aktiver werden. Anderenfalls ist sie – wie 

beispielsweise gegen die Argumente des Landesrechnungs-

hofes – immer nur abwehrend tätig. Darin sehe ich eine große 

Gefahr, denn pauschale Abwehrhaltungen sind nie geeignet, 

davon zu überzeugen, dass alles richtig ist, wie es ist.

Nimmt man das Thema sachlich in den Blick, so ist festzustel-

len: Einen vergleichbaren Aufbau der Führungsstrukturen, wie 

wir sie uns in der Justizverwaltung leisten, gibt es heute nir-

gendwo mehr. Das ist einzigartig und ich denke, hier setzt im 

Grunde auch die Kritik des Landesrechnungshofes an. Weil der 

Landesrechnungshof aber naturgemäß mit dem Innenleben 

der Gerichte nicht so vertraut sein kann, wie diese selbst, plä-

diere ich dafür, dass die Justiz endlich eigene konstruktive Vor-

schläge unterbreitet. Das aber bedeutet für uns: Aufgabe des 

Status quo und Beschränkung auf das, was wirklich notwendig 

ist. Hierzu gehört für alle auch die Bereitschaft, schmerzhafte 

Einschnitte hinzunehmen und Gerichtsstandorte und Gerichts-

strukturen dort in Frage zu stellen, wo dies zwingend geboten ist. 

Zurzeit gibt es zu viele Betrachtungen, die zwar allgemeine 

Überlegungen anstellen, aber keinerlei konkrete Lösungsvor-

schläge enthalten. Das überrascht, weil am Beispiel anderer 

Bundesländer, genannt seien nur erneut Schleswig-Holstein, 

aber auch Mecklenburg-Vorpommern und das Saarland, deut-

lich wird, dass entsprechende Reformprozesse unerlässlich sind. 

Zu einem solchen Reformprozess gehört die Einsicht, dass es 

nicht ausreicht, wenn jeder nur versucht, sein eigenes Schiff 

zu retten. Dann kann es nämlich sein, dass am Ende die ganze 

Flotte untergeht. Viel Zeit bleibt uns aus meiner Sicht für eine 

ehrliche und konstruktiv geführte Diskussion nicht mehr, weil 

nicht zuletzt durch die finanziellen Aufwendungen, die mit 

dem elektronischen Rechtsverkehr verbunden sind und sein 

werden, kluge und ressourcensparende Überlegungen gebo-

ten sind, um das vorhandene Geld, dort einzusetzen, wo wir 

es zwingend brauchen.

Ich würde nochmal gerne zurückkommen zu den beiden The-

men, die Sie vorhin angeschnitten haben. Nämlich einmal die 

Securenta-Verfahren und die VW-Verfahren. Sowohl im straf-

rechtlichen als auch im zivilrechtlichen Bereich kommt ja eine 

ganze Welle auf die Justiz in Braunschweig zu. Bereits vor ein 

paar Jahren hatten wir in diesem Mitteilungsblatt einen Bericht 

über die Situation beim Landgericht Göttingen. Dort wurde be-

richtet, dass extra die Decken verstärkt werden mussten, um 

die Last tragen zu können. Wie ist der Sachstand gerade bei 

Ihnen in Braunschweig?

Zunächst zum Securenta-Komplex: Dieser betrifft verschiedene 

Bereiche und umfasst insgesamt etwa 10.000 Verfahren. Da 

mittlerweile eine beträchtliche Zahl hiervon erstinstanzlich 

beim Landgericht Göttingen entschieden worden ist und Be-

rufungen beim Oberlandesgericht Braunschweig eingelegt 

wurden, waren wir gezwungen, für das Oberlandesgericht in 

den ehemaligen Arresträumen des Amtsgerichts Braunschweig 

zusätzliche Arbeitszimmer zu schaffen und unsere Lagerka-

pazitäten erheblich zu erhöhen. Das ist insgesamt bisher gut 

gelungen. Hier hat das Zusammenwirken von Baumanage-

ment, OFD, MF und MJ sehr gut funktioniert. Gleichwohl ist 

abzuwarten, wie sich die Verfahren weiter entwickeln. Dafür 

ist maßgeblich natürlich auch, welche richterlichen Entschei-

dungen getroffen werden. Man muss sich dabei vor Augen 

halten, dass beim Oberlandesgericht Braunschweig normaler-

weise jährlich etwa 500 - 600 Berufungen eingehen und sich 

das OLG allein aufgrund des Securenta-Komplexes nunmehr 

nach und nach mit der vorgenannten Verfahrenszahl wird 

befassen müssen. Das hierin eine starke Belastung des Ober-

landesgerichts liegt, bei dem nur fünf Zivilsenate eingerichtet 

sind, liegt auf der Hand.

Und nun noch einmal zur VW-Abgasaffäre: Die Zahlen, die man 

hört über die Verfahren, die da kommen sollen, variieren doch 

sehr stark. Wie ist da Ihre Einschätzung?

Es gibt in diesem Komplex zunächst einmal rund 1.500 An-

legerklagen, die beim Landgericht Braunschweig eingereicht 

worden sind und einen Gesamtstreitwert von ca. 8,5 Milliarden 

Euro erreichen. Hier läuft derzeit ein Kapitalmusterverfahren 

beim 3. Zivilsenat des Oberlandesgerichts Braunschweig, der 

zunächst einen Musterkläger bestimmen wird. Wir können da-

von ausgehen, dass der 3. Zivilsenat durch diese Tätigkeit in 

naher Zukunft bald vollständig ausgelastet ist und – je nach 

weiterem Verfahrenslauf – in der Folge auch das Landgericht 

Braunschweig, bei dem die einzelnen Klagen dann abschlie-

ßend entschieden werden müssen, vor einer noch nie da ge-

wesenen Herausforderung steht.

Hinzu kommen ca. 300 Einzelklagen von Verbrauchern, die 

sich sowohl gegen Verkäufer als auch gegen die VW AG direkt 

richten. Einzelne dieser Klagen sind bereits erstinstanzlich 

entschieden und befinden sich in der Berufung beim Ober

landesgericht.

Zudem gibt es Initiativen, die über die Medien vermeintliche 

„Sammelklagen“ angekündigt haben. Verlässliche Informati-

onen dazu haben wir nicht. Es ist aber immer wieder die Rede 

von mehr als 100.000 Käufern, die auf diesem Wege beim 

Landgericht Braunschweig ihre Rechte gegen die VW AG gel-

tend machen wollen. Wir beobachten in diesem Bereich die 

Entwicklung natürlich aufmerksam und gelassen zugleich.

Abschließend ist auf die laufenden Ermittlungen der Staatsan-

waltschaft Braunschweig hinzuweisen, von denen wir natur-

gemäß nicht wissen, ob diese in Zukunft auch die Gerichte des 

Bezirks beschäftigen werden.
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Wo kommt das Personal für all diese Verfahren her? Securenta, 

VW, alles das, was Sie gesagt haben. Erfahrene Kollegen, die 

es dazu braucht, gibt es ja nicht. Und allein mit neuen Probe-

richtern wird das nicht zu schaffen sein. Wie gehen Sie dieses 

Problem an?

Zunächst einmal haben wir erfreulicherweise für das Haushalts-

jahr 2017 zusätzliches Personal für einen neuen Senat beim 

Oberlandesgericht und eine neue Kammer beim Landgericht 

Braunschweig erhalten. Die hierdurch erforderliche Geschäfts-

verteilung in den Präsidien ist mittlerweile abgeschlossen. Da-

bei ist es uns gelungen, sehr gutes Personal zu finden. Ob und 

wieviel Arbeitskräfte wir im Übrigen in Zukunft noch benöti-

gen, hängt natürlich auch davon ab, wie viele Verfahren tat-

sächlich noch kommen werden. Es ist aber sichergestellt, dass 

wir schnell reagieren und handeln können, wenn wir weiteres 

Personal zur Abarbeitung dieser Verfahren benötigen sollten. 

Welche konkrete Richterin oder welcher konkrete Richter dann 

für die Bearbeitung der Verfahren eingesetzt wird, ist Sache 

der Präsidien und nicht der Justizverwaltung. Ich gehe aber 

davon aus, dass die Präsidien verantwortungsvolle und kluge 

Entscheidungen treffen werden, so dass ich mir sicher bin, dass 

wir gut aufgestellt sind.

Ich möchte noch einen letzten Themenkomplex anschneiden: 

Die Einführung des elektronischen Rechtsverkehrs. Wie stehen 

Sie zur Einführung der eAkte? Glauben Sie, dass die eAkte trotz 

der Anlaufschwierigkeiten, wie wir sie ja durchaus festgestellt 

haben, rechtzeitig startklar sein wird?

Die letzte Frage kann ich natürlich nicht beantworten, denn das 

würde voraussetzen, dass ich in die Zukunft blicken kann. Wir 

müssen aber festhalten, dass es kein Zurück mehr gibt. Das eJu-

stice-Gesetz gibt vor, dass der fakultative und später der obliga-

torische elektronische Rechtsverkehr kommen werden. Es geht 

deshalb langfristig wirtschaftlich nicht ohne eine eAkte.

Hier steht uns ein enormer Veränderungsprozess bevor. Neu-

entwicklungen und Pilotierungen sind dabei unabwendbar. 

Wichtig ist dabei meiner Meinung nach, dass die Justiz nicht 

aus Zeitdruck von ihr selbst entwickelte Produkte schon vor ei-

ner vorliegenden Pilotierungsreife verfrüht in die Praxis weiter 

gibt. Denn das zerstört notwendiges Vertrauen in der Kolle-

genschaft. Qualität geht hier ganz eindeutig vor Schnelligkeit. 

Grundsätzlich gilt aber auch: Wer am Entwicklungsprozess be-

teiligt sein will, muss auch damit leben, dass ein Produkt am 

Anfang nicht immer optimal läuft. Wir sollten hier insgesamt 

die Ruhe bewahren und notwendige Entwicklungsprozesse 

konstruktiv begleiten.

Die Einführung der elektronischen Akte wirft daneben die Fra-

ge nach der kurzfristen und mittelfristigen Personalplanung 

auf. Was meinen Sie, wird es da Anfang einen Personalmehr-

bedarf geben, oder wird es so sein, dass man von Beginn der 

Einführung an Personal einsparen kann?

Am Ende dieser grundlegenden Veränderung der Arbeitsab-

läufe wird mit Sicherheit auch eine Veränderung in der Perso-

nalstruktur stehen. Aus dem Wegfall der Papierakten ergeben 

sich neue Arbeitsabläufe in sämtlichen Diensten, die voraus-

sichtlich auch dafür genutzt werden müssen, die vorhandenen 

Strukturen so effizient und straff wie möglich zu halten. Was 

das nun genau für die Personalausstattung in den verschie-

denen Diensten bedeutet, lässt sich aus meiner Sicht jedoch 

heute noch nicht valide absehen.

Eine andere Frage ist, wie man es schafft, Vertrauen in den Ver-

änderungsprozess zu schaffen. Wie schafft man es, einen Ver-

änderungsprozess so zu gestalten, dass sich die Betroffenen 

mitgenommen fühlen?

Angst vor Veränderung ist zunächst einmal ganz normal. 

Menschen haben Bedenken, ob sie neuen Herausforderungen 

gewachsen sind. Daraus entsteht oft eine ablehnende Hal-

tung gegen neue Entwicklungen. Hier gilt es anzusetzen. Es 

ist wichtig, die Ängste ernst zu nehmen und zugleich abzu-

bauen. Das wird am besten gelingen, wenn man gut erklären 

kann, weshalb sich die Veränderung der Arbeitsabläufe lohnt 

und welche Vorteile diese bringt. So wird es sicherlich nur von 

wenigen bedauert werden, wenn der heute oftmals mühsame 

und zeitraubende Aktentransport der Vergangenheit angehö-

ren wird. Dies und weitere Vorteile des elektronischen Rechts-

verkehrs verständlich aufzuzeigen, gehört zu einer guten und 

notwendigen Kommunikation des Prozesses. Hierfür zu sor-

gen, ist unsere gemeinsame Aufgabe, in erster Linie natürlich 

eine solche der Führungskräfte in der Justiz.

Da liegen noch ein langer Weg und viel Arbeit vor Ihnen.

Herr Scheibel, ich danke Ihnen für das Gespräch!

Das Interview führte Richterin am Amtsgericht Dr. Catharina Erps, 

Hannover
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Befähigung und fachlicher Leistung gegenüber männlichen 

Mitbewerbern bevorzugt werden müssen, ist die hiermit vorge-

sehene Pflicht zur Auswahl einer weiblichen Bewerberin nicht 

nur an grundrechtlichen (Art. 3 Abs. 1 GG), sondern ebenso 

an europarechtlichen (Art. 2 Abs. 1 und 4 EWGRL 76/207) und 

bundesgesetzlichen Vorgaben (§ 9 BeamtStG i.V.m. Art. 70 

Abs. 1 und 2 sowie Art. 74 Abs. 1 Nr. 27 GG) zu messen. 

Europarechtlich besteht dabei die Notwendigkeit einer Öff-

nungsklausel, die es erlaubt, einem männlichen Bewerber bei 

gleicher Eignung, Befähigung und fachlichen Leistung im Aus-

wahlverfahren den Vorzug zu geben, wenn dies im Einzelfall 

geboten erscheint. Der Entwurf enthält hierzu in § 7 Abs. 5 

S. 2 die Regelung, dass eine Bevorzugung der Frau nicht zu-

lässig ist, wenn bei dem Mann schwerwiegende persönliche 

Gründe vorliegen, hinter denen das in § 7 Abs. 5 S. 1 genann-

te Ziel zurücktreten muss und durch persönliche Gründe, die 

bei der Frau vorliegen, nicht aufgewogen werden. Ob diese 

Regelung den Anforderungen genügt, die der EUGH in seinem 

grundlegenden Urteil vom 11. November 1997 (C-409/95) 

aufgestellt hat, erscheint – entgegen der Gesetzesbegründung 

– zweifelhaft. Denn der EUGH hat in jener Entscheidung eine 

Öffnungsklausel für erforderlich gehalten, die den männlichen 

Bewerbern, die die gleiche Qualifikation wie die weiblichen 

Bewerber besitzen, in jedem Einzelfall garantiert, dass die Be-

werbungen Gegenstand einer objektiven Beurteilung sind, bei 

der alle die Person der Bewerber betreffenden Kriterien be-

rücksichtigt werden und der den weiblichen Bewerbern ein-

geräumte Vorrang entfällt, wenn eines oder mehrere Kriterien 

zugunsten des männlichen Bewerbers überwiegen (EUGH, 

aaO, Rn. 33 bei juris). Die hiernach vom EUGH geforderte Be-

rücksichtigung „aller die Person betreffenden Kriterien“ findet 

in der im Gesetzesentwurf vorgesehenen Öffnung für die Be-

rücksichtigung „schwerwiegender persönlicher Gründe“ keine 

vollständige Entsprechung. 

Soweit der Bund von seiner Kompetenz zur Rahmengesetzge-

bung im Bereich des öffentlichen Dienstrechts (Art. 74 Abs. 

1 Nr. 27 GG) mit § 9 BeamtStG dahingehend Gebrauch ge-

macht hat, dass Ernennungen nach Eignung, Befähigung und 

fachlicher Leistung ohne Rücksicht auf Geschlecht, Abstam-

mung, Rasse oder ethnische Herkunft, Behinderung, Religion 

oder Weltanschauung, politische Anschauungen, Herkunft, 

Beziehungen oder sexuelle Identität vorzunehmen sind, sieht 

das VG Düsseldorf in einem kürzlich veröffentlichten Urteil 

vom 5. September 2016 (Az. 2 L 2866/16) den Landesgesetz-

Der Niedersächsische Richterbund erhält regelmäßig Gelegen-

heit zur Stellungnahme zu diversen Gesetzgebungsvorhaben 

des Landesgesetzgebers. Exemplarisch sei nachfolgend die 

aktuelle Stellungnahme zu dem Entwurf des niedersächsischen 

Gleichberechtigungsgesetzes (NGG) wiedergegeben. 

Den Gesetzentwurf finden Sie auf der Seite des niedersäch-

sischen Landtages als Drucksache 17/7346.

1.

Der Niedersächsische Richterbund unterstützt die Bemü-

hungen um eine gleichgewichtige Repräsentanz von Frauen 

und Männern in allen Bereichen von Justiz und Verwaltung als 

Ausdruck des Verfassungsauftrages aus Art. 3 Abs. 2 S. 3 der 

Niedersächsischen Verfassung bzw. Art. 3 Abs. 2 S. 2 GG.

2.

Dieser Verfassungsauftrag ist allerdings per se geschlechts-

neutral. Einer Unterrepräsentanz von Männern in einzelnen 

Ämtern und Besoldungsstufen ist – wo sie entsteht – deshalb 

ebenso entgegen zu wirken wie der verbreiteten Unterreprä-

sentanz von Frauen. Der NRB hält es daher für bedenklich, dass 

mit der Novelle die gesetzgeberische Absicht, eine etwaige Un-

terrepräsentanz von Männern zu verhindern oder zu beseiti-

gen, bewusst aufgegeben werden soll und sich als Ausdruck 

dessen der Gesetzesbegriff der Unterrepräsentanz gem. § 3 

Abs. 3 S. 1 des Entwurfs als Anknüpfung für alle hieran an-

knüpfenden Maßnahmen ausschließlich auf eine solche von 

Frauen bezieht. Die hierfür gegebene Begründung, Männer 

seien lediglich in schlecht bezahlten Service- und Careberufen 

unterrepräsentiert und dies auch nur deshalb, weil der geringe 

Verdienst sie von einer Bewerbung abhalte, entbindet zum ei-

nen nicht von der Pflicht zur Umsetzung des Verfassungsauf-

trages, überzeugt zum anderen aber auch in der Sache nicht. 

In den Grundschulen des Landes dürfte beim Lehrpersonal be-

reits ein Übergewicht von weiblichen Bediensteten bestehen, 

im Bereich der Justiz ist im Eingangsamt R1 – wenn nicht be-

reits jetzt eine Überrepräsentanz von Frauen bestehen sollte 

– aufgrund des anhaltend hohen Frauenanteils bei den Einstel-

lungen jedenfalls künftig mit ihm zu rechnen. 

3. 

Soweit § 7 Abs. 5 S. 1 des Entwurfs vorsieht, dass Frauen in 

Bereichen, in denen sie unterrepräsentiert sind, bei der Beset-

zung von Stellen, Dienstposten und Arbeitsplätzen sowie der 

Übertragung höherwertiger Tätigkeiten bei gleicher Eignung, 

stellungnahme des nrb zum entwurf des nds. 
gleichberechtigungsgesetz (ngg)
von Vorsitzender Richter am Landessozialgericht Ulrich Hübschmann, Bremen
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befragung hat ergeben, dass sich mehr als 35 % aller Teilneh-

menden bei Beurteilungen und Beförderungsentscheidungen 

ungerecht behandelt fühlen. Die Problematik möglicher Diskri-

minierungen sollte daher losgelöst von geschlechtsspezifischen 

Diskriminierungen in ihrer gesamten Bedeutung in den Blick 

genommen werden.

5.

Soweit nach § 2 Abs. 1 Nr. 3 des Entwurfs auch der Dritte 

Teil des novellierten NGG (Gleichstellung von Frauen und Män-

nern beim Verwaltungshandeln) Geltung für die Gerichte und 

Staatsanwaltschaften beansprucht, bedarf es des Hinweises, 

dass eine Anwendung von § 15 Abs. 1 S. 2 (gleichgewichtige 

Einbeziehung weiblicher und männlicher Sichtweisen in die 

Entscheidungsfindung) sowie § 16 Abs. 2 S. 1 (Obligatorische 

Verwendung der weiblichen Sprachform, wenn in Rechts- und 

Verwaltungsvorschriften die männliche Sprachform verwen-

det wird, die vorzunehmende Amtshandlung aber eine Frau 

betrifft) im Bereich justizieller Tätigkeit nur mit den sich aus 

den Prinzipien des gesetzlichen Richters, der Gesetzesbindung 

und der richterlichen Unabhängigkeit ergebenden Einschrän-

kungen Anwendung werden finden können.

geber durch Art. 70 Abs. 1 GG zumindest daran gehindert, 

die Rechtsbegriffe der Eignung, Befähigung und fachlichen 

Leistung landesrechtlich auszugestalten (aaO, Rn. 18). Eine 

solche Ausgestaltung kann aber auch in der nach § 7 Abs. 3 

des Entwurfs vorgeschriebenen Berücksichtigung von „durch 

Erfahrungen in der familiären und sozialen Arbeit gewonnen 

Fähigkeiten wie Flexibilität, Kommunikations- und Teamfähig-

keit, Tatkraft und Organisationsfähigkeit“ gesehen werden, 

zumal die Einfügung einer eigenständigen, konstitutiv erschei-

nenden Regelung Zweifel daran entstehen lässt, inwieweit die 

aufgeführten Fähigkeiten auch insoweit zu unterstellen sind, 

als sie in der Ausübung des Dienstes nicht hervorgetreten und 

deshalb auch nicht Gegenstand der im Übrigen maßgeblichen 

dienstlichen Beurteilungen geworden sind. 

4. 

Zu Recht widmet sich der Entwurf den Anforderungen an 

die Erstellung dienstlicher Beurteilungen und Zeugnisse (§ 8). 

Auch wenn der Gesetzgebungskontext dabei eine Fokussie-

rung auf die Vermeidung geschlechtsspezifischer Diskriminie-

rungen nahegelegt haben mag, greift diese jedoch der Sache 

nach zu kurz. Eine 2014 vom NRB durchgeführte Mitglieder-

sicherheit in den gerichtsgebäuden
Interview mit Justizobersekretär Dillmann, Oberlandesgericht Oldenburg

Herr Dillmann, Sie sind seit fast 20 Jahren als Justizwachtmei-

ster in der Justiz beschäftigt und bilden als Trainingsleiter die 

Wachtmeister aus. Hat sich das Berufsbild im Justizwachtmei-

sterdienst in dieser Zeit verändert?

Definitiv. Früher waren primär handwerkliche Fähigkeiten ge-

fragt. Infolge des neuen Aus- und Fortbildungskonzepts wird 

seit 2008 der Fokus zunehmend mehr auf das Thema Sicher-

heit gelegt.

Wie werden Justizwachtmeister/-innen zum Thema Sicherheit 

ausgebildet? 

Alle Justizwachtmeister/-innen nehmen jährlich an Trainings-

terminen teil, die insgesamt 30 Stunden betragen. Dort wer-

den unter anderem Situationstrainings durchgeführt, um die 

Kollegen/-innen besser auf ihren beruflichen Alltag vorzube-

reiten. Man versetzt die Justizwachtmeister/-innen bewusst 

in Stresssituationen, um in Gefahrensituationen routinierter 

handeln zu können. Dabei werden Situationen nachgestellt, 

welche im Gerichtsalltag vorgekommen sind und durchaus 

vorkommen können.

Justizobersekretär Dillmann, Oberlandesgericht Oldenburg

>>>
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Berufsanfänger/-innen bekommen, bevor sie in den Sitzungs-

dienst gehen, eine zusätzliche achtstündige Basisschulung, in 

der sie explizit im Umgang mit Einsatzstock und Reizstoff ge-

schult werden.

Wie sind Justizwachtmeister/-innen im Dienstalltag sicherheits-

technisch ausgestattet?

In erster Linie sind die Bediensteten des Justizwachtmeister-

dienstes klar erkennbar durch ihre Dienstkleidung und ihren 

Einsatzgürtel, den sie tragen. Somit stehen Ihnen jederzeit 

Einsatzmittel wie zum Beispiel Einsatzstock, Handfesseln, Reiz-

stoff und Einsatzhandschuhe zur Verfügung, um in Gefahren-

situationen unmittelbar reagieren zu können.

Wird der Einsatzgürtel in allen Gerichten getragen? 

Es ist die Sache der Behördenleitung, ob das Tragen des Ein-

satzgürtels angeordnet wird oder nicht. Hier beim Oberlandes-

gericht Oldenburg wird der Einsatzgürtel immer getragen. Ich 

persönlich halte das für sehr wichtig. In Gefahrensituation sollte 

wertvolle Zeit nicht mit dem Holen des Einsatzgürtels vergeudet 

werden. Auch meine ich, dass das Tragen des Einsatzgürtels 

bereits deeskalierend wirkt und man stets einsatzbereit ist.

Welche Erfahrungen haben Sie mit Eingangskontrollen ge-

macht?

Anfangs wurden viele verbotene Gegenstände, die unter das 

Waffengesetz fallen, gefunden. Mit der Zeit ist es weniger ge-

worden, weil die Leute nun wissen, dass keine Waffen in die 

Gerichte und Behörden mitgebracht werden dürfen.

Wer wird kontrolliert?

Solange die/der Vorsitzende oder die Behördenleitung nichts an-

deres anordnet, wird grundsätzlich jeder Besucher kontrolliert, 

sofern er sich nicht durch einen Dienstausweis als Angehörige/-r 

der Justiz, Polizei oder auch Anwaltschaft ausweisen kann. 

Gab es da schon einmal Probleme?

In der Anfangszeit haben sich einige geweigert, ihren Dienst

ausweis vorzuzeigen, weil sie meinten, dass man sie kennen 

müsste. Dazu gehörten unter anderem auch Rechtsanwälte/-in-

nen. Inzwischen ist die Akzeptanz aber allgemein gestiegen. 

Können auch Richter/-innen und Staatsanwälte/-innen etwas 

dafür tun, um die Sicherheit im Gerichtssaal zu verbessern?

Mittlerweile gibt es für Strafverfahren eine Handreichung des 

Justizministeriums für Richter/-innen, die ich für sinnvoll halte. 

Grundsätzlich empfiehlt es sich, frühzeitig Kontakt mit den 

Justizwachtmeistern/-innen vor Ort aufzunehmen und diesen 

möglichst viele Informationen zu geben. Und da sich vorab die 

Gefährdungslage nicht immer zuverlässig beurteilen lässt, rate 

ich, lieber einmal zu viel Sicherheitspersonal anzufordern als 

einmal zu wenig. 

Ist die Anzahl der Zwischenfälle in letzter Zeit gestiegen?

Es passieren immer wieder kleinere Übergriffe, auch werden 

immer wieder Waffen aufgefunden. Ich habe aber persönlich 

nicht unbedingt den Eindruck, dass die Anzahl der Vorfälle ge-

stiegen ist. Dies führe ich auf die Tatsache zurück, dass Dienst-

kleidung und Einsatzgürtel getragen werden. 

Wie wird sichergestellt, dass für Gefahrenlangen insbesondere 

auch an kleineren Gerichten ausreichend Sicherheitspersonal 

zur Verfügung steht?

Für Gerichtsverhandlungen, die durch eine besonders große 

Zahl von Verfahrensbeteiligten gekennzeichnet sind oder bei 

denen ein überdurchschnittlicher Publikumsandrang zu erwar-

ten oder bei denen mit Störungen z.B. seitens Verfahrensbetei-

ligter zu rechnen ist, wird bezirksübergreifend das Einsatzteam 

Niedersachsen eingesetzt. 

Mitglieder des Einsatzteams Niedersachsen haben eine spezi-

elle Ausrüstung und werden zusätzlich geschult.

Sehen Sie Fortbildungsbedarf zum Thema „Sicherheit im Ge-

richtssaal“ für Richter/-innen und Staatsanwälte/-innen? 

Im Wesentlichen geht es darum, Techniken zu entwickeln, um 

in Gefahrensituationen in Gerichtssälen die Zeit bis zum Ein-

treffen des Sicherheitspersonals zu überbrücken. Daher bin ich 

überzeugt, dass Fortbildungen in diesem Bereich immer ge-

winnbringend sind.

Zu diesem Themenbereich gibt es bereits Schulungen. Wir ha-

ben vor einiger Zeit ein Sicherheitstraining beim Landgericht 

für alle Dienste durchgeführt. Zunächst hat eine Psychologin 

zum Umgang mit Stresssituationen im Gerichtssaal referiert. 

Dann haben wir ein Situationstraining durchgeführt, in dem 

alle üblichen Beteiligtenrollen während einer Strafverhandlung 

besetzt waren. Bei diesem Situationstraining hat nur die/der 

Angeklagte eine vorgegebene Handlung erhalten. Die übrigen 

Beteiligten mussten auf die Situation eigenständig reagieren. 

Anschließend wurde ein Feedback durchgeführt um die ge-

samte Situation aufzuarbeiten und um bessere Handlungs-

möglichkeiten zu erarbeiten. Auch Selbstverteidigung wurde 

angesprochen.

Derzeit wird speziell eine Fortbildung im Bereich der Selbstver-

teidigung für Frauen im Justizwachtmeisterdienst angeboten. 

Meines Erachtens sollte diese Fortbildung auf alle Dienste und 

Geschlechter übertragen werden, so dass alle Bediensteten im 

Ernstfall selbstsicher handeln und eventuelle Gefahrenlagen 

erkennen können.

Herr Dillmann, wir danken Ihnen für das Gespräch

Das Interview führte Richterin am Oberlandesgericht Dr. Maike Asel-

mann, Oldenburg

14

Mitteilungsblatt April | Mai 2017



Verfugung im Bereich der Außenfensterbänke) wurden un-

verzüglich behoben, während größere Investitionen nicht der 

Schadensbehebung sondern z.B. der Verbesserung der Si-

cherheit dienen konnten. So wurde im Jahr 2016 im Bereich 

der Wachtmeisterei ein ca. 4 Meter breites Türelement ein-

schließlich Videotechnik installiert, welches die Wachtmeister 

in die Lage versetzt, den Publikumsverkehr zum Bürotrakt zu 

überwachen. Zudem konnte auch ein neues Wegeleitsystem 

aufgestellt werden, das den Service für die Rechtsuchenden 

verbesserte. Und schließlich wurde auch das Mobiliar in den 

Büroräumen und den Sitzungssälen im Lauf der vergangenen 

vier Jahre sukzessive ausgetauscht, so dass sich auch insoweit 

sowohl für das Publikum als auch für die Mitarbeitenden eine 

angenehme Arbeitsatmosphäre herstellen ließ. Aktuelle Unter-

suchungen zur Frage der Verwendung schadstoffhaltiger Bau-

materialien ergaben negative Resultate. 

Bei der Betrachtung der in der Überschrift genannten Thematik 

darf nicht verkannt werden, dass es auch Justizliegenschaften 

gibt, auf die diese Bezeichnung nicht zutrifft. So erweist sich die 

Gebäudesubstanz und auch die Ausstattung des Amtsgerichts 

Wildeshausen in einem hervorragenden Zustand. Das Anfang 

der 1990-Jahre errichte Gebäude wurde am 27.03.1991 seiner 

Bestimmung übergeben und dient gegenwärtig der Erfüllung 

gerichtlicher Aufgaben als auch der Unterbringung des Zentra-

len IT-Betriebes mit seinen Organisationseinheiten Service-Desk 

und IT-Fortbildung. 

Das Gebäude war nach den seinerzeit gültigen und durchaus 

schon energiesparend ausgerichteten Vorschriften als zwei-

schaliger Klinkerbau gebaut worden. Im Laufe der folgenden 

Jahre konnte daher das Augenmerk auf Werterhaltung und 

-verbesserung gelegt werden. Kleinere Schäden (z.B. an der 

„bröckelnde justiz“?
von Direktor des Amtsgerichts Dr. Detlev Lauhöfer, Wildeshausen

nachwuchsförderung und nachwuchsge
winnung in der niedersächsischen justiz 
Interview mit Lioba Huss, Leiterin des Personalreferats im 

niedersächsischen Justizministerium

Lioba Huss, Leiterin des Personalreferats im 
niedersächsischen Justizministerium

ministerialrätin lioba huss
∙∙ verheiratet, 2 Kinder

∙∙ bis 1992 Studium der Rechtswissenschaften in Passau und 

Göttingen 

∙∙ bis 1995 Referendariat im Bezirk des OLG Celle

∙∙ 1995 Rechtsanwältin

∙∙ 1996 - 1998 Referentin im damaligen Frauenministerium 

des Landes Niedersachsen

∙∙ 1998 Richterin auf Probe in der Sozialgerichtsbarkeit Nieder

sachsen

∙∙ 2001 Ernennung zur Richterin am Sozialgericht bei dem 

Sozialgericht Hannover

∙∙ 2004 Abordnung an das Landessozialgericht Niedersach-

sen-Bremen in Celle zur Erprobung 

∙∙ 2005 Richterin am Sozialgericht bei dem Sozialgericht Han-

nover

∙∙ 2006 Richterin am Landessozialgericht bei dem Landes

sozialgericht in Celle 

∙∙ 07/2011 – 02/2015 Präsidialrichterin I in der Verwaltung des 

Landessozialgerichts

∙∙ 02/2015 Vizepräsidentin des Sozialgerichts Hannover 

∙∙ seit 09/2015 Leiterin des Personalreferats im Niedersäch-

sischen Justizministerium 

∙∙ seit 03/2016 Ministerialrätin >>>
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stark auf die Absolventinnen und Absolventen des jeweils ak-

tuellen Examensdurchgangs zurück. Das ist aber unter dem As-

pekt auch von Vorteil, dass man so sehr schnell auf eingehende 

Bewerbungen reagiert. 

Gibt es eine gewisse „Werbung“ vielleicht sogar schon an den 

Universitäten? 

Ja, auch diese Werbung gibt es. Besonders hervorheben möch-

te ich die Karrieretage und Messen an den Universitäten. Dort 

werben Personalreferenten der Oberlandesgerichte an eigenen 

Informationsständen für die Justiz.

Und wie ist es bei den Referendaren? Schaut man da schon 

frühzeitig, wer in Frage kommt?

Das ist der Vorteil der Oberlandesgerichte, dass sie gleichzeitig 

auch die Referendarausbildung organisieren. Deswegen weiß 

ich, dass die Personalreferenten – schon aus eigenem Interesse 

– auch immer einen Blick auf die guten Referendarinnen und 

Referendare haben. Hierzu möchte ich ergänzend anmerken, 

dass das Thema Nachwuchsgewinnung auch aus unserer Sicht 

einen hohen Stellenwert hat. Wir werden mit drei Schwer-

punkten an diesem Thema weiter arbeiten:

Ein Schwerpunkt ist die schon angesprochene Nachwuchswer-

bung und Qualitätssicherung bereits im Referendariat. Hier 

können wir die Justiz als attraktiven Arbeitgeber durch aus-

gewählte Ausbilderinnen und Ausbilder, die entlastet werden 

sollten, und z.B. durch regelmäßige Informationsveranstal-

tungen über die Einstellungssituation in der Justiz sowie durch 

besondere Ausbildungsprogramme (z.B. JumP im Bezirk des 

OLG Celle) darstellen.

Der zweite Schwerpunkt wird die Öffentlichkeitsarbeit sein, 

also auch die Frage, die Sie gerade angesprochen haben: An 

welchen Stellen können wir sinnvoll Werbung für die Justiz 

machen? Mit welchen Mitteln wollen wir dies tun? Das Ober-

landesgericht Hamm wirbt zum Beispiel ganz verstärkt mit 

überregionalen Stellenanzeigen für den Justizdienst. Auch dies 

ist eine sehr gute Möglichkeit Hieran schließen sich für uns 

weitere Fragen an, etwa: Können wir den Personalreferenten 

für die Berufsstartermessen mehr und vielleicht noch besser 

geeignetes Material (Flyer; Plakate) an die Hand geben? Wie 

können wir unsere Homepage noch besser gestalten? Wie 

können wir möglichst bald die Möglichkeit der online- Bewer-

bung eröffnen? Dies sind einige Punkte, die wir aufgreifen 

werden.

Der dritte Schwerpunkt bei dem Thema Nachwuchsgewinnung 

ist die Frage nach den Startbedingungen. Welche Bedingungen 

finden die jungen Richterinnen und Richter, Staatsanwältinnen 

und Staatsanwälte beim Berufsanfang in der Justiz vor? Was 

bieten wir ihnen eigentlich an? Welche Rahmenbedingungen 

können/müssen wir auch beim Start in den Beruf verbessern, 

um die Justiz nachhaltig attraktiv zu machen?

Wenn die Justiz das Glück hat, in den nächsten beiden Jahren 

zusätzliche Richterstellen besetzen zu dürfen und zugleich auch 

Jahrgänge sich dem Pensionsalter nähern, die in der Justiz doch 

recht stark vertreten sind: Mit wie vielen Neueinstellungen 

rechnen Sie etwa für 2017 und 2018?

Wir haben in den letzten Jahren durchschnittlich ca. 120 

Neueinstellungen gehabt; im Jahr 2015 waren es genau 103 

und in diesem Jahr waren es bisher 124 Einstellungen (Stand: 

29.11.2016). 2017 werden es nach Abfrage im Geschäftsbe-

reich etwa 140 und im Jahr 2018 werden es ca. 90 weitere 

neue Einstellungen im richterlichen und staatsanwaltschaft-

lichen Dienst sein. In diese Zahlen eingerechnet sind sowohl 

der Ersatz für die Altersabgänge als auch die zusätzlichen Ein-

stellungsmöglichkeiten in der ordentlichen Justiz, in der Ver-

waltungsgerichtsbarkeit und auch im Oberlandesgerichtsbe-

zirk Braunschweig. 

Das ist natürlich eine hohe Zahl, die zugleich die Frage auf-

wirft: Gibt es genügend geeignete Bewerberinnen und Bewer-

ber für diese Stellen?

Ja, bisher haben wir noch genügend geeignete Bewerbe-

rinnen und Bewerber. Unsere Einstellungslage ist bisher gut. 

Wir haben die Examensnoten der Kolleginnen und Kollegen 

ausgewertet, die wir in den letzten Jahren eingestellt haben. 

Das waren 2015 im gesamten Geschäftsbereich im Schnitt 9,8 

Punkte im ersten Staatsexamen und 9,5 Punkte im zweiten 

Staatsexamen. Nach der bisherigen Auswertung für 2016 brin-

gen die Kolleginnen und Kollegen im Schnitt 9,71 Punkte im 

ersten Examen und 9,2 Punkte im zweiten Staatsexamen mit. 

Ich finde, dass wir uns bei diesen Durchschnittswerten noch 

keine Sorgen machen müssten, weise aber auch gerne darauf 

hin, dass die Eignung für den Richter- und Staatsanwaltsberuf 

sich nicht nur nach der fachlichen Kompetenz, die sich regel-

mäßig in den Examensnoten widerspiegelt, bemisst, sondern 

auch nach weiteren Fähigkeiten und Kompetenzen, die wir 

zum Gegenstand unserer Einstellungsinterviews machen. Bei 

den ermittelten Durchschnittszahlen ist hervorzuheben: Wenn 

wir weniger Kolleginnen und Kollegen einstellen, verzeichnen 

wir einen höheren Notendurchschnitt und wenn wir mehr ein-

stellen, geht der Notendurchschnitt erfahrungsgemäß natür-

lich etwas herunter. 

Gibt es irgendwelche Bereiche, wo es keine oder nicht genü-

gend Bewerber gibt, wo gesagt wird, wir müssten eigentlich 

einstellen, aber wir haben keine geeigneten Bewerber?

Nein, das ist aktuell jedenfalls kein Problem. Es kann allerdings 

passieren, dass man bei der Bewerberlage ein bisschen „von 

der Hand in den Mund“ lebt, d. h. wenn geeignete Bewer-

bungen eingehen, erhalten die Bewerberinnen und Bewer-

ber auch relativ zügig eine Einladung zu den Interviews. Die 

Oberlandesgerichte haben also, so wird mir berichtet, derzeit 

keinen großen Pool von sehr guten Bewerbungen, aus dem 

sie jederzeit schöpfen können. Vielmehr greift man schon sehr 
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als auch in den Beförderungsämtern einen ungefähr gleichen 

Anteil von Männern und Frauen erreichen könnten. 

Für Proberichterinnen und Proberichter wird heutzutage doch 

allerlei unternommen, um ihnen den Einstieg zu erleichtern. 

Gibt es direkte oder indirekte Rückmeldungen, wie die bishe-

rigen unterstützenden Instrumente bei dem „Nachwuchs in der 

Justiz“ ankommen? Gibt es dazu noch weitere Ideen und Über-

legungen? 

Das ist ein wichtiges Thema, das immer mehr an Bedeutung 

gewinnt, insbesondere im Zusammenhang mit der Frage, wie 

attraktiv sind wir eigentlich als Arbeitgeber und welche Start-

chancen bieten wir unserem Nachwuchs. Gegenwärtig arbei-

ten wir mit dem Personalentwicklungskonzept für Proberich-

terinnen und Proberichter (PE-Konzept) aus dem Jahre 2009. 

Dieses Konzept beinhaltet die verschiedensten Elemente der 

Personalentwicklung, unter anderem die Entlastungsphase, 

das Mentoring, die Intervision, die Fortbildungsthemen und 

auch die „Standzeiten“, also die Verweildauer bei Amtsgerich-

ten, Landgerichten und Staatsanwaltschaften der ordentlichen 

Justiz. Als weitere Elemente wären auch noch die Probericht-

erworkshops und die Feedbackgespräche zu nennen. Wir be-

kommen bisher jeweils zu Jahresbeginn einen Bericht aus den 

Obergerichten und von den Generalstaatsanwaltschaften zum 

Umsetzungsstand des Proberichterkonzepts. Weitere Rückmel-

dungen über die Umsetzung erhalten wir anlässlich der regel-

mäßig vom Justizministerium veranstalteten Proberichtertref-

fen. Diese Treffen fanden früher im etwas weiteren Abstand 

zur Einstellung statt. Jetzt führen wir sie näher an das Einstel-

lungsdatum heran. Zu diesen Treffen werden optimaler Wei-

se ca. 30 Proberichterinnen und Proberichter eingeladen. Die 

Staatssekretärin ist dabei, und wir besprechen in lockerer At-

mosphäre an Stehtischen unter anderem, wie das PE-Konzept 

umgesetzt wird, was die Proberichterinnen und Proberichter 

davon halten und uns für Rückmeldungen geben können, 

welche Wünsche zum Beispiel die Fortbildung betreffend sie 

haben usw. Diese Rückmeldungen sind durchaus unterschied-

lich. Es ist ein großes Anliegen des MJ, dass wir für alle Be-

rufsanfänger möglichst gleiche Startbedingungen haben. Ich 

kenne dies aus der Sozialgerichtsbarkeit. Dort haben wir eine 

Dienstvereinbarung zur Umsetzung des PE-Konzepts an den 

Sozialgerichten geschlossen. Diese Dienstvereinbarung wurde 

mit den Direktorinnen und Direktoren der Sozialgerichte be-

sprochen und anschließend mit dem Hauptrichterrat geschlos-

sen. Dadurch haben wir große Akzeptanz erreicht, etwa für 

die Entlastungsphase. Natürlich gab es auch kritische Stimmen. 

Aber wir konnten durch unsere Argumente überzeugen. Denn 

durch die Entlastung ist es möglich, dass die Proberichterinnen 

und Proberichter sich gut einarbeiten können und hiervon pro-

fitiert wiederum das gesamte Gericht. Ich sehe aber auch, dass 

eine solche längere Entlastungsphase für die Gerichte in der 

ordentlichen Gerichtsbarkeit wegen der kürzeren Verweildau-

er der Proberichterinnen und Proberichter vielleicht schwierig 

Da Sie aus der Fachgerichtsbarkeit kommen, die Frage: Gibt es 

dort dieselben Probleme mit der Nachwuchsgewinnung?

In der Arbeits- und Finanzgerichtsbarkeit gibt es derzeit kei-

ne Nachwuchssorgen. Auch die Verwaltungsgerichtsbarkeit, 

die in den letzten zwei Jahren verstärkt einstellen konnte, hat 

ihren Bedarf bisher mit sehr guten Bewerberinnen und Bewer-

bern erfüllen können. 

Die Sozialgerichtsbarkeit hat in letzter Zeit nur sehr wenige 

Neueinstellungen vorgenommen. 

Hier kann ich aus meiner Erfahrung als ehemalige Personal-

referentin noch anfügen, dass wir dann, wenn wir mehr 

Einstellungen vornehmen durften, auch gute Erfahrungen 

mit Stellenanzeigen gemacht haben. So hatten wir für sechs 

Wochen eine Online-Anzeige geschaltet und darin mitgeteilt, 

dass wir Richterinnen und Richter in der niedersächsischen So-

zialgerichtsbarkeit suchen. Auf diese Stellenanzeige erhielten 

wir durchaus interessante Bewerbungen aus dem gesamten 

Bundesgebiet. Ich glaube, solche bundesweiten Bewerbe-

rinnen und Bewerber kann man besonders gut über Stellen-

anzeigen erreichen. Die niedersächsische Justiz gewinnt ihren 

Nachwuchs ja normalerweise aus dem eigenen Bundesland 

oder auch aus benachbarten Bundesländern, etwa Nordrhein- 

Westfalen, Hamburg oder Schleswig-Holstein. 

Ist bei den Neueinstellungen das Verhältnis zwischen Frauen 

und Männern in etwa gleich?

Die Einstellungsquote ist tatsächlich unterschiedlich: Wir ha-

ben zuletzt mehr Frauen als Männer eingestellt. 2015 waren 

es 67 Frauen und 36 Männer und 2016 waren es bisher 74 

Frauen und 50 Männer (Stand 29.11.2016). Aus diesen Zahlen 

kann man jedoch den Schluss ziehen, dass wir im Vergleich 

zum Vorjahr wieder einen leicht steigenden Männeranteil bei 

den Neueinstellungen haben.

Gibt es Überlegungen, mehr Männer einzustellen? Man wird 

gelegentlich konfrontiert mit der Aussage, Männer würden mit 

schlechteren Noten als Frauen in die Justiz eingestellt, weil 

man mehr Männer einstellen will. Ist dies zutreffend?

Nein, das trifft schon deshalb nicht zu, weil sich auch der Zu-

gang zu den Einstellungsinterviews nach Art. 33 Abs. 2 GG 

richtet. Es gäbe aber unabhängig davon auch keinen geson-

derten Anlass, mehr Männer einzustellen: Wenn man alle Äm-

ter in der niedersächsischen Justiz im richterlichen und staats-

anwaltlichen Dienst zusammen zählt, haben wir aktuell 1404 

Männer und 1397 Frauen. Schaut man als nächstes darauf, 

wie sich diese Zahlen auf das Eingangsamt und die Beförde-

rungsgruppen verteilen, dann sieht man, dass wir im Eingang-

samt deutlich mehr Frauen als Männer haben. Bei den R1-Z-

Stellen ist das Geschlechterverhältnis ungefähr ausgeglichen. 

In fast allen Besoldungsgruppen, die darüber liegen, ist der 

Männeranteil (zum Teil deutlich) höher. Ich würde es wunder-

bar finden, wenn wir perspektivisch sowohl im Eingangsamt 
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umzusetzen ist. Ebenso ist es manchmal bei den Staatsanwalt-

schaften schwer zu vermitteln, dass die Proberichterinnen und 

Proberichter nach einem betreuungsintensiven halben Jahr in 

der Gegenzeichnung „nur“ noch ein weiteres halbes Jahr bei 

der Staatsanwaltschaft bleiben sollen.

Hinsichtlich eventueller Schwierigkeiten und vielleicht erforder-

licher höherer Flexibilität bei der Umsetzung des Konzepts wird 

es im Februar 2017 einen Workshop geben, zu dem sämtliche 

Personalreferenten der Mittelbehörden eingeladen sind, auch 

die Hauptrichterräte und der Hauptstaatsanwaltsrat. Im Rah-

men dieses Workshops werden wir uns mit Hilfe einer externen 

Moderation einen Tag lang mit dem Thema „Personalentwick-

lungskonzept für Proberichter – Anspruch und Wirklichkeit“ 

befassen. Ich bin sehr gespannt, ob wir produktive Ansätze 

finden, um das PE- Konzept noch besser umzusetzen oder aber 

auch zu verändern. 

Teilweise schon nach zwei Jahren Dienstzeit beginnen die er-

sten Proberichterinnen und Proberichter sich zu fragen, wie es 

später mit einer festen Stelle an einem Amtsgericht, Landge-

richt oder bei der Staatsanwaltschaft aussieht. Wie ist die Situ-

ation hinsichtlich der Planstellen? 

Die Personalbewirtschaftung ist zunächst Sache der Mittelbe-

hörden. Dabei ist es grundsätzlich so, dass für jede Proberich-

terin und jeden Proberichter eine Planstelle vorhanden ist. Sie 

werden ja während der Probezeit auch auf den Planstellen ge-

führt. Allerdings gibt es auch Stellen, die vorgehalten werden 

für zukünftige Aufstockungen oder Rückkehrerinnen aus der 

Elternzeit. 

Gibt es bei der Verplanung an den Gerichten und Staatsan-

waltschaften im Hinblick auf Stellenanzahl, Wartezeit, Stand-

ortwünsche etc. Unterschiede? Gibt es einzelne Gerichte, bei 

denen es lange oder gar extrem lange dauert, bis man eine 

Planstelle bekommen kann? 

Es gibt nach meiner Beobachtung verstärkt den Wunsch, 

eine Planstelle in bestimmten Ballungszentren zu bekommen. 

So sind die großen Städte wie Hannover, Oldenburg, Braun-

schweig und Osnabrück besonders begehrt, aber genauso die 

gut „pendelbare“ Umgebung von Hamburg. Im Vergleich hier-

zu erhalten die kleinen Amtsgerichte in der Fläche einen nicht 

so starken Zuspruch. Das ist aber keine Aussage, die man nur 

in dieser Generalität treffen kann, weil es zum Beispiel auch 

Amtsgerichte „auf dem Land“ gibt, die zum Beispiel wegen 

sehr guter örtlicher Kinderbetreuungsmöglichkeiten doch wie-

der begehrt sind. Dies hängt insbesondere auch von der jewei-

ligen Lebenssituation und -planung der Proberichterinnen und 

Proberichter ab.

Können Sie aus Ihrer Position sagen, wie lange es beispielsweise 

dauern kann, in Hannover eine Planstelle zu bekommen? Macht 

die 5-Jahresfrist manchmal Probleme? Gibt es Fälle von Rich-

tern, die auch über diese Frist hinaus noch Proberichter bleiben? 

Der Grund dafür, dass Richterinnen und Richter noch keine 

Planstelle haben, ist häufig der Wunsch, dass sie an einem 

bestimmten Gericht verplant werden wollen. Das ist aber 

schwierig. Wir bemühen uns gemeinsam mit den Oberlandes-

gerichten und Generalstaatsanwaltschaften, den Wünschen 

und Interessen weitgehend nachzukommen. Zum Teil sind 

es verständliche persönliche Wünsche für die Verplanung an 

einem bestimmten Gericht. Diese Wünsche kann man zwar 

mittelfristig erfüllen. Zugleich müssen die Kolleginnen und 

Kollegen aber auch bereit sein, sich zunächst an einem nicht 

so beliebten Gericht verplanen zu lassen. Es ist Flexibilität auf 

allen Seiten erforderlich.

Für mich habe ich den Schluss gezogen, dass in den Fällen, in 

denen wir sogenannte „Verplanungsprobleme“ haben, unsere 

Bemühungen noch verstärken müssen, Gespräche zu führen 

und Planstellen anzubieten. 

Tauscht man sich über die Bundesländer hinweg in den Mi-

nisterien über die Bewerbersituation aus? Gibt es in der Ge-

samtschau noch ausreichend Bewerber oder gibt es anderswo 

schon die Feststellung, dass man die Anforderungen nicht hal-

ten kann?

Nordrhein-Westfalen hat die Einstellungsnote auf 7,7 Punkte 

für Bewerberinnen und Bewerber mit Berufserfahrung ab-

gesenkt. Dort laufen infolge hohen Einstellungsbedarfs und 

zurückgehender Referendarzahlen große Einstellungskampa-

gnen. Auch Hessen hat zusätzliche Stellen zu besetzen. Da 

werden wir uns natürlich verstärkt der Konkurrenz aus diesen 

Nachbarländern stellen müssen. Hamburg und Bremen haben 

in der Nachwuchsgewinnung als begehrte Stadtstaaten keine 

Probleme; Schleswig-Holstein, Thüringen und Sachsen-Anhalt 

können meines Wissens derzeit ihren Bedarf ebenfalls selbst 

decken, ohne ihre jeweiligen Anforderungen abzusenken. 

Frau Huss, wir danken Ihnen für das Gespräch!
Das Interview führten Direktor des Amtsgerichts Hanspeter Teetz-
mann, Delmenhorst und Richterin am Landgericht Dr. Charleen 
Schützendübel, Hannover

Gesamt Männer Frauen

R1 1764 731 1033

R1Z 162 82 80

R2 651 420 231

R2Z 72 55 17

R3 117 92 25

R3Z 4 2 2

R4 12 6 6

R5 8 6 2

R6 6 6 0

R8 5 4 1

R1Z- R8 1038 673 365

ges. 2801 1404 1397

Beförderungsämter in der niedersächsischen Justiz 

( Stand 18.10.2016 )
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Das kleine aber feine Amtsgericht Einbeck hat seinen Sitz im 

1846 als Amtshaus für das seinerzeit neugegründete Amt 

Einbeck errichteten Gebäude. Nach einer Baubeschreibung 

der Landesdenkmalpflege handelt es sich um ein „mächtiges, 

zweigeschossiges an römische Staatsbauten erinnerndes ho-

heitliches Gebäude“. 

Dieses hat im 20. Jahrhundert diverse An- und Umbauten erlei-

den müssen, die nicht alle und unbedingt zur Verschönerung 

beigetragen haben; von mehreren jeweils dem Zeitgeschmack 

entsprechenden Renovierungsarbeiten, von denen die letzte in 

den 90’ger Jahren des 20. Jahrhunderts erfolgt ist, soll hier 

lieber gar nicht die Rede sein.

Kurz und gut. Bis zum Herbst 2014 hatte für ca. 20 Jahre so 

gut wie kein Handwerker zur Ausübung seines Berufes das 

Amtsgericht Einbeck betreten. Auf wiederholte Anfragen hin-

sichtlich des offenkundigen Sanierungsbedarfs gab es stets die 

gleiche Antwort: „Wird erledigt, sobald die finanziellen Mittel 

zur Verfügung stehen.“ 

Und siehe da: im Sommer 2014 standen sie unvermittelt und 

für alle Mitarbeiter des Hauses überraschend zur Verfügung. 

Das staatliche Baumanagement ging in die Planung. Neue Fuß-

bodenbeläge und ein neuer Anstrich für fast alle Büros und 

den großen Sitzungssaal wurden vorgesehen, ebenso neue Tü-

ren für die Büros im ersten Stock und den großen Sitzungssaal, 

und in diesem auch noch eine völlig neue Gestaltung, inklusive 

Austausch der Decke, der Wandverkleidung und der zum Teil 

fest verbauten Möbel.

Das hörte sich gut an und ging auch richtig gut los. Mit den Ar-

beiten wurde noch im Herbst 2014 begonnen. Ruck zuck wa-

ren die ersten beiden Büros leer geräumt und die dort tätigen 

Beschäftigten provisorisch in anderen Räumen untergebracht. 

Ruck zuck waren die Fußbodenbeläge entfernt und ruck zuck 

gab es auch die erste Verzögerung. Der Fußboden-, Wand- 

und Deckenaufbau in einem der beiden Büros, der aus den 

70’ger Jahren des 20. Jahrhunderts stammte, entsprach nicht 

ansatzweise den heutigen Brandschutzvorschriften. Um diesen 

zu genügen, war es nun erforderlich, den Fußboden komplett 

zu entfernen und die Decken vollständig zu erneuern. 

Das zog sich dann leider bis Weihnachten 2014 hin, so dass 

die Renovierung der restlichen Büros erst im Frühjahr 2015 er-

folgen konnte. Ruck zuck waren auch die geräumt, ruck zuck 

waren die Beschäftigten in Provisorien untergebracht, u.a. der 

Direktor im Sozialraum und die Geschäftsleiterin in einer besse-

ren Abstellkammer. Ruck zuck ging es dann aber nicht weiter. 

Denn nun zeigte sich, dass die Vertragshandwerker des Bau-

managements ihre günstigen Preise vielleicht nur deshalb hal-

ten können, weil sie sich keine Personalreserven halten. Das 

bedeutet, dass im Frühjahr, wenn die Baubranche jahreszeit-

bedingt boomt und viele Menschen (und auch Handwerker) 

jahreszeitbedingt erkältet sind, vom jedem Handwerksbetrieb 

mehrere Baustellen gleichzeitig versorgt werden müssen. Dann 

ist halt mal einige Tage gar kein Handwerker im Haus, den 

einen oder anderen Tag, arbeitet ein einzelner Elektriker an 

einem einzelnen Kabel oder ein einzelner Tischer an einem 

einzelnen Türrahmen. So richtig weiter geht es aber in dieser 

Zeit nicht.

Und genau so war es auch im Amtsgericht Einbeck im Frühjahr 

2015. Aus den drei Wochen, die für die Renovierung der Büros 

vorgesehen waren, wurden tatsächlich drei Monate, drei Mo-

nate Geschäfts- und Behördenleitung aus der Abstellkammer 

und dem Sozialraum. Aber auch diese Zeit ging vorbei. Und 

der Erfolg heiligte auch ein wenig die Mittel, denn tatsächlich 

sind die neu gestalteten Büros sehr schön und repräsentativ 

geworden.

achtung baustelle!
Stand: Maria Empfängnis (für alle Nicht-Katholiken: 08.12.2016) von Direktor des Amtsgerichts Thomas Döhrel, Einbeck

Der neue Sitzungssaal – ein Schmuckstück!
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Es war Sommer und nun hätten eigentlich die beiden weite-

ren im ersten Stock liegenden Richterzimmer und der große 

Sitzungssaal dran sein müssen. Das war die Planung, aber be-

dauerlicherweise war das Geld alle. „Keine Chance“ hieß es 

seitens des Baumanagements, vor Jahresende könne es nicht 

weiter gehen. Nun gut, vom Sommer bis zum Jahresende ist es 

gar nicht so lang. Nur leider war der vor den Richterzimmern 

und dem Sitzungssaal gelegene Flur durch die vorherigen Bau-

maßnahmen massiv beeinträchtigt worden; Wände waren für 

vorgesehene Elektroinstallationen schon aufgeschlitzt worden, 

Kabel hingen aus den Wänden und der Decke und der Fußbo-

den wies einige unschöne, wenn auch nicht sehr tiefe Löcher 

auf. Und leider galt dies auch für den Sitzungssaal selbst. Nun 

gut, werden manche sagen, in dem betroffenen Saal finden ja 

regelmäßig nur Strafsitzungen statt und welcher Angeklagte 

hat schon Anspruch darauf, dass keine Löcher in den Wänden 

sind? Dann sieht’s halt aus wie bei ihm zu Hause. Diese poli-

tisch sicher nicht korrekte Auffassung soll an dieser Stelle nicht 

weiter kommentiert werden.

Der Sommer war vorbei und genauso auch die Zeit der leeren 

Kasse beim Baumanagement. So ging es dann mehr oder min-

der überraschend doch schon vor dem Jahresende weiter. Im 

Oktober erschien eine Vielzahl von Handwerkern; sie machten 

viel Lärm und viel Schmutz, schafften es aber tatsächlich inner-

halb von knapp sechs Wochen aus einem dem Zeitgeschmack 

der 30’ger Jahre des 20. Jahrhunderts entsprechenden Sit-

zungssaal ein zeitgemäßes Schmuckstück zu machen, das seit 

seiner Fertigstellung durchgängig nur Lob erfahren hat, im Üb-

rigen auch von dem einen oder anderen Angeklagten. Ganz 

nebenbei wurden ebenso fix und schick die beiden noch feh-

lenden Richterzimmer renoviert. 

Eigentlich waren alle zufrieden und glücklich. Anfang 2016 

fehlten nur noch die beiden Flure vor den im Vorjahr reno-

vierten Büros und dem Sitzungssaal. Wie schon erwähnt, 

wiesen diese Flure erhebliche Beeinträchtigungen durch die 

vorangegangenen Baumaßnahmen auf und bedurften drin-

gend einer grundlegenden Renovierung. Diese war vom Bau-

management auch bis ins kleinste Detail geplant, wurde je-

doch zur Überraschung aller Beteiligter, selbst der zuständigen 

Architektin des Baumanagements, nicht durchgeführt. Denn: 

es war wieder einmal das Geld alle. Aber: die Hoffnung stirbt 

zuletzt; ab September 2016, so hieß es, könnten wieder ein 

paar Euro zur Verfügung stehen.

Und so war es dann auch. Im Oktober 2016 sollten die Hand-

werker kommen und tatsächlich erschienen dann einzelne 

Exemplare dieser Gattung Mitte November im Amtsgericht. 

Nun gut, November ist nicht Oktober, aber wir wollen ja nicht 

kleinlich sein. Immerhin feiern die Münchener ihr Oktoberfest 

auch im September. Allerdings waren und sind bis heute die 

Handwerkerbesuche zwecks Flursanierung wirklich sehr ver-

einzelt geblieben. Zwar wurde sehr schnell der ohnehin be-

schädigte und zu ersetzende Fußboden mit einer wunderschön 

anzuschauenden weißen Folie vor weiteren Beschädigungen 

durch mögliche Arbeiten geschützt, aber bis auf den einzel-

nen schon benannten Elektriker, der wie schon üblich einzelne 

Kabel verlegt, hat eigentlich niemand gearbeitet. Die Gründe 

dafür sind bislang im Dunklen geblieben. Die Hoffnung, zum 

Jahresende 2016 nun endlich mit der Baumaßnahme fertig zu 

sein, dürfte sich erledigt haben. Es bleibt nur die Hoffnung, 

dass es im Frühjahr 2017 nicht wie in den beiden Jahren zuvor 

heißt: „Das Geld ist alle, am Ende des Jahres geht’s weiter“.

Der Flur vor dem neuen Sitzungssaal – eher keins!
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programm
Fürstensaal des Rathauses

10.00 Uhr 	 Begrüßung 

Die Überlastung der Strafkammern durch Beweisanträge und Befangenheitsrügen der Verteidigung

Landgericht

12.00 Uhr	 Arbeitsgruppen:

AG 1: Brauchen wir angesichts zunehmend schwieriger rechtlicher wie tatsächlicher Materien mehr Spezialisierung?

AG 2: Psychosoziale Prozessbegleitung – Konflikt mit der Wahrheitssuche und den Beschuldigtenrechten?

AG 3: Jugendstrafverfahren – Erziehung statt oder durch Strafe?

AG 4: Das beschleunigte Verfahren – die schnelle Justiz und ihre Folgen

AG 5: Aktuelles Thema auf Vorschlag aus dem Teilnehmerkreis

Fürstensaal des Rathauses			 

15.30 Uhr	 Berichte aus den Arbeitsgruppen

Anschließend:	 Bürgernahe Justiz / Wie geht die Strafjustiz mit Beteiligten, den Zeugen und der Öffentlichkeit um? 

17.30 Uhr	 Abschluss mit der Nds. Justizministerin Antje Niewisch-Lennartz

			   anschließend vergnüglicher	Ausklang bei Wein, Bier und Bretzeln

anmeldung: 
Rechtsanwalt Bertram Börner

Hohenzollernstraße 31, 30161 Hannover

Telefon: (05 11) 38 39 70

Fax: (05 11) 38 39 788

E-Mail: ra.boerner(at)t-online.de 

Die Initiatoren:

Ulrich Albers · Gerhard Berger · Bertram Börner ·  Frank Bornemann · Michael Dölp · Dr. Sabine Ferber · Dr. Jörg Fröhlich 

· Dr. Rainer Gundlach · Andreas Heuer · Hans Holtermann · Sebastian Holthausen · Dr. Dietrich Janßen · Thomas Klein 

· Andreas Kreutzer · Dr. Nicole Lange · Prof. Dr. Bernd-Dieter Meier · Dr. Henning Meier · Dr. Michael Nagel · Dr. Holger 

Nitz · Dr. Manfred Parigger · Johanna Paulmann-Heinke · Thomas Pfleiderer · Prof. Dr. Henning Radtke · Harald Range 

· Wolfgang Rosenbusch · Norbert Wolf  

Die Strafjustiz in Niedersachsen 
9. Kongress   ·   22. September 2017 

Rathaus/Landgericht Lüneburg 
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auch Knotenpunkt für jede Form des organisierten Verbre-

chens. Damit einhergehend sind der Staatsanwaltschaft Han-

nover einige landes- und bezirksweite Zuständigkeiten über-

tragen, für die gesonderte Zentralstellen eingerichtet sind, in 

denen fast ausschließlich umfangreiche Großverfahren anfal-

len. Daneben und nicht zuletzt sind natürlich auch alle anderen 

Aufgaben einer Staatsanwaltschaft stets im Blickpunkt, insbe-

sondere auch die Zufriedenheit derjenigen, die diese Aufgaben 

erledigen. 

Wenn Ihnen ein guter Freund oder eine gute Freundin vor 20 

Jahren gesagt hätte, Sie würden einmal Präsidentin des Land-

gerichts Göttingen werden: Was hätten Sie ihm oder ihr geant-

wortet?

Mein Traumjob, aber unerreichbar.

Was sehen Sie als wichtigste Aufgabe in Ihrer neuen Leitungs-

stelle an?

Meine wichtigste Aufgabe sehe ich zunächst darin, alle rund 

400 Mitarbeiter und auch die Strukturen in meiner Behörde 

kennenzulernen, Ideen und Gedanken aufzunehmen, aber 

selbst auch Ideen für die Bewältigung der täglichen Aufgaben 

und für eine zielorientierte Zusammenarbeit der Kollegen im 

Haus zu entwickeln, sie mit ihnen zu diskutieren und sie nach 

Möglichkeit mit ihnen gemeinsam umzusetzen. 

Wo sehen Sie für Ihre Behörde derzeit die größten Probleme?

Eine große Herausforderung ergibt sich aus der Struktur der 

Staatsanwaltschaft Hannover als Strafverfolgungsbehörde in 

einer Großstadt und gleichzeitig Landeshauptstadt. Auf der ei-

nen Seite konzentriert sich viel Sachverstand bei Unternehmen 

und Behörden, dem auch im Rahmen der Strafverfolgung auf 

Augenhöhe begegnet werden muss, auf der anderen Seite ist 

der Bereich Hannover ein Verkehrsknotenpunkt und deshalb 

neue köpfe in der niedersächsischen justiz
PräsinLG Gabriele Immen und LOStA Dr. Henning Meier stellen sich vor

dr. henning meier
∙∙ 1972 am Schiller-Gymnasium in Hameln

∙∙ 1972 bis 1978 Studium der Rechtswissenschaften in Göttingen

∙∙ 1978 bis 1980 Referendar im Oberlandesgerichtsbezirk Celle

∙∙ 1981 bis 1983 Dissertation am Lehrstuhl für Verwaltungs-

recht beim seinerzeitigen Fachbereich Rechtswissenschaften 

der Universität Hannover und gleichzeitig Referent bei einem 

Wirtschaftsverband

∙∙ 1983 Eintritt in die Justiz des Landes Niedersachsen

∙∙ 1986 Übernahme einer Planstelle bei der Staatsanwaltschaft 

Hannover

∙∙ 1987 bis 1989 Referent beim Gesetzgebungs- und Bera-

tungsdienst des Niedersächsischen Landtages

∙∙ 1992 Oberstaatsanwalt bei der Generalstaatsanwaltschaft 

Celle

∙∙ 1999 stellvertretender Leiter der Staatsanwaltschaft Hannover

∙∙ 2005 Ernennung zum Vorsitzenden Richter am Oberlandes-

gericht in Celle 

∙∙ April 2016 Abordnung zur Staatsanwaltschaft Hannover mit 

dem Ziel der Ernennung zum Leitenden Oberstaatsanwalt

Dr. Henning Meier

22

Mitteilungsblatt April | Mai 2017



Wenn Ihnen ein guter Freund oder eine gute Freundin vor 20 

Jahren gesagt hätte, Sie würden einmal Präsidentin des Land-

gerichts Göttingen werden: Was hätten Sie ihm oder ihr geant-

wortet?

Ein Traum!

Was sehen Sie als wichtigste Aufgabe in Ihrer neuen Leitungs-

stelle an?

Es gut zu machen.

Wo sehen Sie für Ihr Gericht derzeit die größten Probleme?

Die Bewältigung der Klagewelle zum Komplex der sog. 

„Securenta-Verfahren“.

präsidentin des landgerichts gabriele immen
∙∙ verheiratet, 1 Kind 

∙∙ 1978 bis 1985 Studium der Rechtswissenschaften in Han-

nover 

∙∙ 1985 Assessorin, OLG-Bezirk Celle 

∙∙ 1989 Richterin am Amtsgericht, AG Neustadt a. Rbge. 

∙∙ 1990 bis 1992 Abordnung an die Nds. Fachhochschule für 

Verwaltung und Rechtspflege in Hildesheim 

∙∙ 1991 Richterin am Landgericht, LG Hannover 

∙∙ 2004 bis 2006 Abordnung an das Niedersächsische Justiz

ministerium 

∙∙ 2007 Vorsitzende Richterin am Landgericht, LG Hannover 

∙∙ 2014 Abordnung an das Niedersächsische Justizministerium 

und Übertragung des Dienstpostens der Referatsleiterin 402 

∙∙ 2014 Leitende Ministerialrätin und Versetzung in das MJ

∙∙ 2016 Präsidentin des Landgerichts, LG Göttingen

Gabriele Immen, Göttingen
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In der Zeit vom 20. November bis zum 30. November hospi-

tierten die bulgarische Richterin Gergana Lazarora und der un-

garische Richter Dr. József Nárai bei dem Amtsgericht Cuxha-

ven. Sie waren Teilnehmer eines von der IRZ – Internationalen 

Stiftung für rechtliche Zusammenarbeit – in Bonn für Richte-

rinnen und Richter aus Ost- und Südosteuropa organisierten 

Kursus zum hautnahen Kennenlernen der deutschen Recht-

spraxis. Der Hospitation war eine mehrtägige theoretische Ein-

führung in Königswinter bei Bonn vorausgegangen. Für den 

praktischen Teil ihres Studienaufenthaltes in Deutschland war 

für sie als Tutorin Frau Richterin am Amtsgericht Heike Sievers 

aus Cuxhaven zuständig. Dabei ist der Begriff „Tutorin“ etwas 

zu kurz gegriffen, denn entsprechend der Kurskonzeption der 

IRZ hatte Frau Sievers die ausländischen Gäste nicht nur in die 

gerichtlichen und behördlichen Alltagsabläufe einzuführen, 

sondern sie hatte ihnen auch bei sich Unterkunft zu gewäh-

ren, war also auch so etwas wie eine Gastmutter. In der prak-

tischen Phase des Kursus erhielten die ausländischen Gäste 

Einblick in die Tätigkeit des Amtsgerichts Cuxhaven, sie be-

suchten auch die JA Hameln, das OLG Celle, das LG Stade und 

die Staatsanwaltschaft Stade, ferner auch die Bewährungshilfe 

den Jugendhilfeverein „Die Schleuse“ und die Polizeiinspekti-

on Cuxhaven. Dies ist zu einer kurzen Beschreibung der sehr 

sympathischen Gäste, die Freunde geworden sind, zu sagen: 

frau richterin gergana lazarora aus sofia
Die junge Richterin Gergana Lazarora arbeitet am Amtsgericht 

in Sofia. Sie arbeitet dort seit 2014 als Strafrichterin. Nach-

dem sie nach ihrem juristischen Studium eine Zeit als Anwältin 

gearbeitet hatte, war sie für einige Zeit bei der Ermittlungs-

polizei tätig- einer der Staatsanwaltschaft vorgeschaltete Un-

tersuchungsbehörde, die selbst keine exekutiven Befugnisse 

hat und auch nicht berechtigt ist, bei dem Gericht Anträge zu 

stellen- ferner auch dann für einige Jahre als Staatsanwältin. 

Diese berufliche Biografie ermöglichte es ihr, schnell eine Rich-

terplanstelle zu bekommen. Sie wies ausdrücklich darauf hin, 

dass eine vorherige Tätigkeit als Staatsanwältin allerdings nicht 

Voraussetzung für die Ausübung des Richteramtes sei, dies sei 

sogar die Ausnahme. In Sofia ist sie im wesentlichem zuständig 

für die Bearbeitung von Computerkriminalität, beim Besuch 

der Staatsanwaltschaft interessierte sie besonders die Frage, 

ob die Ermittlungsbehörden Skype-Kommunikationen über-

wachen dürften. Sie bereitet einen wissenschaftlichen Bericht 

zur Entwicklung von Regelungen zur Internetüberwachung im 

Rahmen der Bekämpfung von Cyberkriminalität vor. Die Straf-

kompetenz der bulgarischen Amtsgerichte unterscheidet sich 

sehr von der der deutschen: so kann Frau Lazarora alleine als 

Richterin eine Freiheitsstrafe bis zu 5 Jahren verhängen, zu-

sammen mit 2 Schöffen eine solche von 15 Jahren. 

In ihrer Tagesarbeit ist sie oft auch grenzüberschreitend tätig, 

erwähnt dabei auch die Unterstützung, die sie durch OLAF – 

Office Européen de Lutte Anti-Fraude- dem der Europäischen 

Kommission unterstellten Europäischen Amt für Betrugsbe-

kämpfung, erhalten hat, äußert sich auch sehr lobend über 

die hohe Geschwindigkeit, mit der die deutschen Gerichte 

und Behörden ihre Rechtshilfeersuchen erledigten, immer in-

nerhalb einer Frist von einem oder zwei Monaten. Sie betont, 

dass Raub und Drogenkriminalität die am meisten in Bulgari-

en begangenen Delikte seien, im Land gebe es insgesamt 83 

kriminelle Vereinigungen. Zur Bekämpfung dieser Kriminalität 

seien in Bulgarien besondere Spezialgerichte für organisierte 

Kriminalität eingerichtet worden. Sie sagte, dass sehr viele bul-

garische Täter nicht in Bulgarien selbst agierten, sondern vom 

Ausland aus operierten. Vor ihrer richterlichen Tätigkeit hat sie 

auch bei einer NGO gearbeitet, deren Leiter ein Professor von 

besuch einer bulgarischen richterin und eines 
ungarischen richters beim amtsgericht cuxhaven
ein Bericht von Direktor des Amtsgerichts a.D. Klaus Reinhold

Vor dem LG Stade

Im Dienstzimmer der Vizepräsidentin des LG Stade
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diglich Erziehungsmaßnahmen ausgesprochen, schlimmsten-

falls müssten sie für einige Zeit in „Verbesserungsheimen“ 

leben. Im ungarischen Recht gebe es nicht eine besondere 

verfahrensrechtliche Behandlung von Heranwachsenden ent-

sprechend den deutschen Bestimmungen. Gegen die Junger-

wachsenen würden allerdings sehr häufig mildere Strafen ver-

hängt werden als gegen ältere Täter. Eine Besonderheit des 

ungarischen Strafrechts erwähnte er noch in Bezug auf die 

Hauptverhandlungen, in denen sich mehrere Angeklagte zu 

verantworten hätten: Die Vernehmung des ersten Angeklag-

ten müsse immer in Abwesenheit der anderen stattfinden. Zur 

aktuellen strafrechtlichen Situation in Ungarn sagt er u.a., dass 

es zwar eine Diskussion darüber gebe, den Erwerb und Besitz 

„weicher“ Drogen nicht mehr unter Strafe zu stellen, bislang 

sei aber mit entsprechenden Gesetzesänderungen nicht zu 

rechnen. Der dem Bund ungarischer Richter – er entspricht in 

etwa dem DRB, ihm gehören ca. 90 % der 2800 ungarischen 

Richterinnen und Richter an – angehörige József Nárai ist seit 

1989 als EU-Rechtsexperte für Ungarn von „Moldawien bis 

Straßburg“ unterwegs gewesen, vor allen Dingen in Straß-

burg, Luxemburg und Brüssel, darunter waren auch Besuche 

bei Gerichten in Kiel und auch in Karlsruhe.

Sowohl Frau Gergana Lazarora als auch Herr D. József Nárai 

arbeiten sehr gerne als Richterin bzw. Richter am Amtsgericht. 

Sie schätzen dort insbesondere auch sehr ihre Unabhängigkeit, 

wozu Gergana Lazarora, eine begeisterte Anhängerin des he-

avy metal und von Gothic , sagt, würde es jemand versuchen, 

sie in ihrer richterlichen Unabhängigkeit einzuschränken, wür-

de sie ihn sofort aus ihrem Büro werfen.

Die Cuxhavener Kolleginnen und Kollegen waren sehr stolz 

auf den Besuch solch sympathischer, freundlicher und lieber 

Gäste aus Südosteuropa. Bei einem sehr anregenden Ab-

schiedsessen in einem Restaurant am Nordseestrand und bei 

der Verabschiedung am folgenden Morgen auf dem Bahnhof 

wurde sehr deutlich, dass allen der Abschied nicht leicht fiel 

und dass alle auf ein baldiges Wiedersehen hofften. Das Fa-

zit der „Gastmutter“ Frau Heike Sievers nach 10 Tagen eines 

erlebnisreichen Besuches spiegelt die 

entstandene tiefe Verbundenheit 

und Freundschaft zwischen den 

deutschen Kolleginnen und 

Kollegen und der Bulgarin 

und dem Ungarn sehr deut-

lich wider: „ Sicherlich: es 

war viel zu tun, ich möchte 

aber nicht eine Sekunde des 

Aufenthaltes von Gergana 

und József missen“.

der Humboldt Universität Berlin war .Ziel der Arbeit war es, 

Regelungen zur Stärkung von staatlichen Institutionen, die im 

Rahmen der Strafprozessordnung tätig werden, zu erstellen. 

Bezogen auf das bulgarische Strafrecht erwähnte sie noch den 

interessanten Umstand, dass es dort nicht nur die gerichtsnahe 

Mediation im zivil- und verwaltungsgerichtlichen Verfahren 

gebe, sondern auch im Strafprozess. 

richter dr. josef nárai aus szombathely 
(steinamanger)
Der ungarische Richter Dr. József Nárai ist seit Jahren Jugen-

drichter bei dem Amtsgericht – Járási bíroság) in der fast 

80.000 großen Stadt Szombathely (Steinamanger) nahe der 

österreichischen Grenze. Ebenfalls wie seine bulgarische Kol-

legin reicht seine Kompetenz, Freiheitsstrafen zu verhängen, 

bis zu 15 Jahren, allerdings ab 8 Jahren nur zusammen mit 2 

Schöffen, in besonders schwierigen Fällen könne der Spruch-

körper des Amtsgerichts auch aus 2 Berufsrichtern und 3 

Schöffen bestehen, was aber nur sehr selten der Fall sei. In 

Jugendstrafverfahren müsse einer der beteiligten Schöffen ein 

Pädagoge sein. Nicht in die Zuständigkeit des Amtsgerichtes 

würden die Fälle von Mord und Totschlag gehören, auch nicht, 

wenn es sich um lediglich versuchte Taten handle. Allein das 

Landgericht in Ungarn könne eine lebenslange Freiheitsstra-

fe verhängen, frühestens nach einer Strafverbüßung von 25 

Jahren könne geprüft werden, ob eine Strafaussetzung zu Be-

währung in Frage komme, aber nur dann, wenn dies im Urteil 

angeordnet worden sei, obligatorisch sei die Prüfung erst nach 

einer Verbüßung von 40 Jahren. Dr. Nárai teilte mit, dass es 

zwar auch ein ungarisches Jugendstrafrecht gebe, allerdings 

gebe es kein besonderes Jugendstrafgesetzbuch und auch 

kein besonderes Jugendstrafverfahrensgesetzbuch, die für die 

Jugendlichen geltenden Vorschriften seien in besonderen Ab-

schnitten des Strafgesetzbuches und der Strafprozessordnung 

enthalten. 

Das ungarische Jugendstrafrecht erstrecke sich auf Täter, die 

bei Begehung der Tat das 12. Lebensjahr aber noch nicht das 

18. Lebensjahr vollendet hätten. Gegen Täter im Alter von 

12-14 Jahren würden keine Strafen verhängt es würden le-

Vor der PI Cuxhaven mit dem Leiter der PI und dem Chef des Kri-
minaldienstes und der Richterin am AG Heike Sievers (Foto: Polizei 
Cuxhaven)

Die Anstecknadel des ungarischen 
(Richterbundes (Magyarorszag= Ungarn; 
Birája= Richter)
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Erst durch die Einladung des Deutschen Richterbundes zu dem 

24. Berliner Forum der DGG am 9. November 2016 in einem 

kleineren Sitzungssaal des Deutschen Bundestages erfuhr ich 

von der Existenz dieser Gesellschaft, die schon seit 1987 be-

steht. So stellt sie sich im Internet vor: „Sie setzt sich für eine 

Verbesserung der Rechtssetzung in Bund, Ländern und Ge-

meinden ein. Sie setzt sich zusammen u.a. aus Abgeordneten, 

Ministerialbeamten, Hochschullehrern, Rechtsanwälten, Mitar-

beiter von Verbänden und Berufsgruppen und Personen, die 

aus staatsbürgerlichem Engagement an einer kritischen Über-

prüfung und konstruktiven Veränderung der Gesetzgebung 

interessiert sind“. Das von der DGG und dem DRB am 9. No-

vember gemeinsam veranstalteten Forum unter der Überschrift 

„Freies Netz und vernetzte Sicherheit“ beleuchtete vor allen 

Dingen die aktuelle Gesetzeslage und die von den Sicherheits-

behörden angewandte Praxis angesichts terroristischer Bedro-

hungen. Die dargestellten Arbeitsansätze bewegten sich in 

dem Spannungsfeld zwischen Erhöhung des Sicherheitsstan-

dards und der Wahrung der Persönlichkeitsrechte. Eingeleitet 

wurde der Abend durch ein Impulsreferat von Professor Dr.Dr.

hc mult. Ulrich Sieber, dem Direktor am Max-Planck-Institut 

für ausländisches und internationales Strafrecht. Ihm schloss 

sich eine Podiumsdiskussion an, an der beteiligt waren: Prof.

Dr.Günter Krings, MdB, Parlamentarischer Staatssekretär beim 

Bundesminister des Inneren und Vorsitzender der DGG, Kon-

stantin von Notz, MdB, stellvertretender Vorsitzender und 

netzpolitischer Sprecher der Bundestagsfraktion Bündnis 90/

Die Grünen, Peter Henzler, Vizepräsident des Bundeskriminal-

amtes und Jens Gnisa, Direktor des Amtsgerichts Bielefeld und 

Vorsitzender des DRB.

Auf dem Weg zu einem Präventionsstrafrecht

Vor allen Dingen in dem Impulsreferat wurde die Beobachtung 

einer Veränderung der Erwartungshaltung, die die Öffentlich-

keit an das Strafrecht in einer Zeit starker Bedrohung durch 

den Terrorismus stellt, unterstrichen. Es sei eine starke Tendenz 

zu einem Präventionsstrafrecht festzustellen, so würden immer 

mehr Verhaltensweisen, die noch im Vorfeld von Begehungen 

von klassischen Straftaten lägen, als bestrafungswürdig erach-

tet, wie z.B. das Ausreisen in bestimmte Länder. Diese Tendenz 

sei zurückzuführen auf ein sehr starkes Sicherheitsbedürfnis 

der Bevölkerung. Als Ergebnis dieser Tendenz sei festzustellen, 

dass das Strafrecht immer mehr abgelöst werde durch das Poli-

zeirecht, das Geheimdienstrecht und auch das Zivilrecht, wenn 

es um die schnelle Entziehung ungerechtfertigten Gewinns 

gehe. In diesem Zusammenhang ergebe sich, dass sehr häu-

fig nicht mehr der rechtskräftige Abschluss das Hauptziel des 

Strafverfahrens sei, sondern eine möglichst schnelle Gefah-

renabwehr. In diesem Rahmen wurde auch die Erwägung der 

Strafbarkeit von Sympathiewerbung (seit 2002 ist die Sympa-

thiebekundung für Terrororganisationen straflos, lediglich das 

Werben um Mitglieder oder die finanzielle Unterstützung einer 

Terrorgruppe steht unter Strafe) – im konkreten Fall: Werbung 

für die Teilnahme am Dschihad – diskutiert. Ausgangspunkt 

war die Teilnahme einer voll gesichtsverschleierten Muslimin, 

einer sehr radikalen Vertreterin des Islams, am 6. November 

2016 in der Talk-Show von Anne Will in der ARD. 

Die Folge einer stärkeren Akzentuierung des Gesichtspunktes 

der Gefahrenabwehr führe auch immer mehr zu einer Verbin-

dung zwischen innerstaatlichen Sicherheitsaktionen und mili-

tärischen Einsätzen im Ausland. 

Die Herausforderungen der Bekämpfung von Cyber­

kriminalität und die Notwendigkeit der Einrichtung einer 

Sachverständigenkommission – vom klassischen körper­

lichen Gegenstand zu virtuellen Phänomenen – 

Prof. Dr. Sieber zeigte deutlich auf, dass die StPO in ihrer 

geltenden Fassung nicht mehr ausreichend den Herausfor-

derungen, die mit der Bearbeitung der Cyberkriminalität ver-

bunden sei, gewachsen ist. Er stellte dar, dass die strafprozes-

sualen Herausgabepflichten sich auf körperliche Gegenstände 

erstreckten und nicht auf die gegenstandsfreien Kommunika-

tionsabläufe im Netz, es bedürfe einer Regelung der Mitwir-

kungspflichten der Betroffenen im Bereich der Bekämpfung 

und Verfolgung von Cyberkriminalität. Prof. Dr. Sieber warb 

für den Aufbau einer Sachverständigenkommission, die dem 

Gesetzgeber Hinweise für eine Anpassung der Gesetze an die 

technologischen Herausforderungen der Gegenwart und Zu-

Eindrücke vom 24. Berliner Forum der deutschen 
gesellschaft für gesetzgebung e.v. (dgg)
von Direktor des Amtsgerichts a.D. Klaus Reinhold
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kunft im Bereich der Cyberkriminalität geben könne. Er wies 

auf die sehr guten Erfahrungen hin, die vor etlichen Jahren 

durch eine Sachverständigenkommission zur besseren Be-

kämpfung der Wirtschaftskriminalität geführt habe. Während 

seiner Zeit Deutschland bei der Bekämpfung der Wirtschafts-

kriminalität eine führende Rolle gespielt habe, sei es bei der 

Ermittlung von Cyberkriminalität weit abgeschlagen. Es fehle 

eine Regelung der Mitwirkungspflicht der Betroffenen, Ha-

cking-Methoden bei der TKÜ-Überwachung seien weder für 

die Ermittlungen tauglich noch für die Freiheitsrechte der Bür-

ger, die online-Durchsuchung sei nicht in der S t P O geregelt 

sondern nur in einzelnen Landesgesetzen. Er warb ferner sehr 

stark für eine internationale Strafrechtsvergleichung. In diesem 

Zusammenhang meinte er, dass die internationale TKÜ kaum 

funktioniere. 

Der Vizepräsident des BKA schloss sich der Forderung nach 

einer Anpassung der Gesetze an die moderne Internetkom-

munikation an. Er beantwortete die Frage der Moderatorin, 

der Rechtsanwältin und Journalistin Katja Gersemann, ob wir 

einen neuen Rechtsrahmen brauchten, ablehnend. Als Beispiel 

führte er an, dass der Eingriff in eine whatsapp-Kommunika-

tion rechtlich einer Briefkontrolle entspreche, es sei lediglich 

heute so, dass die Briefkommunikation eben sehr selten ge-

worden sei. Sowohl der Vizepräsident des BKA als auch der 

Vorsitzende des DRB unterstrichen, dass zur Vermeidung von 

im Rahmen des Strafprozessrechtes grundsätzlich bedenk-

lichen Analogien eindeutige auf die modernen Technologien 

bezogenen Gesetzesvorschriften geschaffen werden müssten. 

Die Notwendigkeit einer stabilen Sicherheitsarchitektur

Der Vizepräsident des BKA unterstrich die Notwendigkeit der 

Einrichtung einer verlässlichen Sicherheitsarchitektur, innerhalb 

derer vor allen Dingen auch die digitale Souveränität gewähr-

leistet sei. Trotz Kritik an gegenwärtigen Zuständen wies er 

darauf hin, dass das BKA international bei der Bekämpfung 

der Cyberkrimnalität auf Platz 3 stehe. Diese gute Position sei 

u.a. auch auf die gute Zusammenarbeit sämtlicher Sicherheits-

behörden der BRD zurückzuführen, eine Zusammenarbeit, die 

frei sei von einem kontraproduktiven Konkurrenzdenken von 

Sicherheitsbehörden untereinander wie es in einigen anderen 

Ländern der EU festzustellen sei. Er führte unterschiedliche 

Eingriffsfälle in das System der Datenbanken an: wenn der 

Datenklau schon eine erhebliche Beeinträchtigung des Persön-

lichkeitsrechtes darstelle, sei die Datensabotage (z.B. die Verän-

derung der Angabe individueller Blutgruppen) von einem sehr 

hohen Gefährdungspotential. Der der netzpolitische Sprecher 

der Bundestagsfraktion der Grünen gab in diesem Zusammen-

hang seine Eindrücke von einer Veranstaltung mit Rechtspfle-

gern aus Schleswig-Holstein zur Einführung der elektronischen 

Akte wider. Er sah sie als ein durch Cyberkriminalität sehr 

gefährdetes Phänomen an. Peter Henzler stellte kurz die im 

Aufbau befindliche und politisch nicht unumstrittene Zentrale 

Stelle für Informationsstrafbarkeit – Zitis – vor. In dieser Be-

hörde sollen Techniken zur Überwachung von Kommunikation 

im Internet und über Messenger-Dienste entwickelt werden. 

Die Behörde soll aus etwa 400 IT-Experten stellen, wobei man 

vor allen Dingen mit Bewerberinnen und Bewerbern rechnet, 

die hochqualifiziert sind und sehr motiviert sind, aus Gründen 

des Gemeinwohls Entschlüsselungstechniken zu entwickeln 

und zur Verfügung zu stellen. Es dürfte zu erwarten sein, dass 

mit Hilfe dieser Behörde auch die mit dem darknet, das sich- 

wie der Vorsitzende des DRB – erklärte durch das Fehlen von 

IP-Adressen auszeichne – besser zu bekämpfen ist. Der Vize-

präsident des BKA hielt es für sinnvoll, ein europäisches Daten-

schutzsystem zu entwickeln, bei denen die einzelnen Staaten 

international arbeitsteilig zusammenarbeiteten.

Die besonderen Aspekte der Terrorismusbekämpfung- u.a. die 

Antiterrordatei- und die Bekämpfung der Kinderpornographie 

Er stellte die hohen technischen Anforderungen dar, die insbe-

sondere zur Bekämpfung des internationalen Terrorismus und 

auch von Kinderpornographie notwendig sei. Oftmals sei es 

zur umfassenden Identitätsfeststellung einer IP-Adresse erfor-

derlich, mehrere IT-Sachverständige von außen zu beauftragen, 

eine Tätigkeit, die sich das BKA leisten könne aber sicher nicht 

eine Polizeiinspektion in den Ländern. Von hohem Wert für die 

Terrorismusbekämpfung sei die Einrichtung des seit 2004 Ge-

meinsamen Terrorismusabwehrzentrums, eine gemeinsamen 

Koordinierungsstelle der Sicherheitsbehörden der Länder und 

des Bundes. Bei diesem Abwehrzentrum ist die Antiterrorda-

tei angesiedelt, eine Einrichtung, die nach Meinung von Peter 

Henzler einmalig in der Welt sei und sich als sehr wirkungsvoll 

erwiesen habe, auch die Nachrichtendienste hätten auf diese 

Datei Zugriff, so könnten sie sich mit den Behörden, die bei 

der Kartei nachgefragt hätten, in Verbindung setzen, was be-

deutet, dass die einzelnen Sicherheits- und Strafverfolgungs-

behörden, die sich von sich aus nicht mit den Geheimdienst in 

Verbindung setzen, nun doch für ihre Arbeit wichtige geheim-

dienstliche Informationen erlangen können. Sowohl der Vor-

sitzende des DRB als auch der Vizepräsident des BKA wiesen 

auf die gute Zusammenarbeit zwischen Justiz und Polizei auf 

internationaler Ebene hin und bezogen sich dort vor allen Din-

gen auf die Einrichtung von Eurojust in Den Haag. In diesem 

Zusammenhang lobte Henzler die Tätigkeit von gemeinsamen 

grenzüberschreitenden Ermittlungsteams, den sog. Joint In- >>>
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mit dem bns nach berlin
von Richter am Sozialgericht Paul Georg Hess, Lüneburg

Der Bund Niedersächsischer-Bremischer Sozialrichter organisierte für den 8. und 9. September 2016 eine gelungene Ex­

kursionsfahrt nach Berlin ins Regierungsviertel.

Nach der individuellen Anreise der Teilnehmer und Ankunft im Motel One am Potsdamer Platz ging es gemeinsam zu Fuß durch das 

sonnige Berlin. Erstes Ausflugziel war das Bundeskanzleramt. Der von den Berlinern volkstümlich „Waschmaschine“ genannte Bau 

der Architekten Axel Schultes und Charlotte Frank beeindruckt bereits von außen durch den 36 Meter hohen Kubus und die zwei 

zu den Seiten liegenden Verwaltungsflügel, mit den 370 Büros der Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern des 

Kanzleramtes. Nachdem wir die strenge Sicherheitsvorkehrungen erfolgreich überwunden hatten, nahmen 

wir an einer Führung durch die Räumlichkeiten teilt. Von der Terrasse in der ersten Etage aus erhielten wir 

zunächst einen Blick auf die direkt gegenüberliegenden Regierungsgebäude. Auf dieser Ebene findet sich 

neben der Galerie der ehemaligen Kanzler auch der vornehmlich aus den Nachrichten bekannte Pressebe-

reich mit 200 Sitzplätzen für Journalisten. Auch wir nahmen für eine kurze Einführung Platz und erhielten 

anschließend Einblick in den Internationalen Konferenzraum mit 32 Sitzplätzen, Dolmetscherkabinen und 

Regierräumen. Zum Abschluss nahmen wir im Pressesaal an einer Videovorführung über das Bundeskanz-

leramt teil. 

Nach einer Stärkung im Zollpackhof mit anschließendem Spaziergang vorbei am Schloss Bellevue durch 

den Tiergarten, trafen wir am Nachmittag im Deutschen Bundestag ein, um uns eine Plenarsitzung des 

Resorts Familie, Senioren, Frauen und Jugend anzuschauen. Vom Plenarsaal aus ging es im Anschluss über 

die Dachterrasse zur Besichtigung auf die rund 23 Meter hohe und 40 Meter breite Reichstagskuppel des 

Architekten Sir Norman Foster. Über die gegenläufigen Rampen, welche sich um das trichterförmige Lich-

tumlenkelement im Kuppelinneren winden, gelangten wir auf die Aussichtsplattform im oberen Teil der 

Kuppel, von der wir einen beeindruckenden Rundblick über Berlin bei Sonnenuntergang genießen konnten. 

Der Tag klang in gemütlicher Runde bei einem gemeinsamen Abendessen am Potsdamer Platz aus. 

Für den nächsten Tag war ein Besuch des Bundesrates geplant. Auf Grund des Ausblicks von unserem Hotel auf das gegenüberlie-

berichte aus den bezirks- und fachgruppen

vestigation Teams (JIT), die mit Justiz- und Exekutivpersonal 

mehrerer EU-Mitgliedstaaten grenzüberschreitend arbeiteten. 

In diesem Zusammenhang wurde deutlich, dass eine Verbesse-

rung der Rechtshilfemöglichkeiten, insbesondere auch bei der 

TKÜ, sehr wichtig ist. Das BKA sprach auch die Kooperation 

mit Internetdienstanbietern und auch NGOs an. Sein Vize-

präsident unterstrich die Bedeutung der Zusammenarbeit mit 

NGOs- insbesondere auch auf dem Gebiet der Bekämpfung 

der Kinderpornographie. Was insgesamt die Kooperation mit 

Providern angehe, sei zu unterscheiden zwischen deren Ver-

pflichtung, bei Vorlage entsprechender gerichtlicher Beschlüs-

se, Daten an die Polizeibehörden zu geben, und auf freiwilliger 

Basis im Rahmen der Bekämpfung von Kinderpornographie 

und auch bei Vorhandensein von zweifelsfrei strafbaren Vor-

gängen (z.B. bei Hate Speeches) sich mit den Sicherheits- und 

Ermittlungsbehörden in Verbindung zu setzen. Neben der Zu-

sammenarbeit des BKA mit den Sicherheitsbehörden anderer 

Länder vor allen Dingen mit den Mitteln der Internetkommuni-

kation würden sich insgesamt 66 Verbindungsbeamte des BKA 

im Ausland befinden, ihre Tätigkeit zeichne sich u.a. dadurch 

aus, dass sie keine e-mail Austausche durchführten, dass sie 

ausschließlich mit den Mitteln des Papiers kommunizierten. 

Da das Forum nur wenige Stunden nach der Wahl des neuen 

Präsidenten der USA stattfand, lag die Frage nahe, ob dies ir-

gendeine Auswirkung auf die Zusammenarbeit der deutschen 

mit den Sicherheitsdiensten der Vereinigten Staaten habe. Der 

für diese Frage in erster Linie kompetente Vizepräsident des 

BKA beantwortete sie – unter auf die Wichtigkeit der interna-

tionalen Verbindungen – eindeutig mit „nein“. 
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gemeinsamer bericht der bezirksgruppen lüneburg und stade
Beim Bundesverwaltungsgericht und zugleich auch etwas beim Reichsgericht

Bericht von Direktor des Amtsgerichts a.D. Klaus Reinhold, Cuxhaven

Am 27. Oktober 2016 besuchten wir, eine aus 20 Personen bestehende Gruppe von Mitgliedern des Ortsverbandes Stade und 

des Ortsverbandes Lüneburg des NRB bestehende Gruppe, das Bundesverwaltungsgericht in Leipzig. Ein sehr freundlicher wissen-

schaftlicher Mitarbeiter des BwG führte uns durch den großen  im Stil der italienischen Renaissance und des französischen Barocks 

konzipierten Justizpalast. In dem besonders festlich wirkenden Großen Sitzungssaal mit Bleiglasfenstern, die die Wappen aller Städte 

zeigen, die Sitz eines Oberlandesgerichts waren, machte er uns einige große Prozesse des letzten Jahrhunderts lebendig, wie den 

Karl-Liebknecht-Prozess im Jahre 1907, dann auch im Jahre 1933 den Prozess gegen den Niederländer Marinus van der Lubbe wegen 

des Vorwurfes der Brandstiftung des Reichstages in der Nacht vom 27,ferner auch den  Auftritt Adolf Hitlers im Jahre 1930 als Zeuge 

vor einem Strafsenat des Reichsgerichts, einen Auftritt, den er zu politischen Deklamationen nutzte. 

Neben dem Kontakt mit der Vergangenheit, wurde uns auch die Gelegenheit gegeben, etwas von der Arbeit, die heute in dem Ge-

bäude stattfindet, zu sehen und zu erleben. Wir nahmen an einer Sitzung des 5. Senats, der u.a. für Angelegenheiten der Sozialge-

setzgebung zuständig ist, teil. Es ging um die Auslegung des § 47 a BaföG i.d.F. vom 07.12.2010, nämlich darum, welch rechtlichen 

Charakter die Ersatzplicht hat, die u.a. die Eltern des Bezugsberechtigten gegenüber dem Amt für Bundesausbildungsförderung trifft, 

die vorsätzlich oder fahrlässig durch unrichtige Angaben eine Ausbildungsförderung an den Auszubildenden herbeigeführt haben, 

konkret: müssen sie die gesamte an den Sohn gezahlte Ausbildungsförderung zahlen --so die Rechtsauffassung des BaföG-Amtes- 

oder nur den Teil des Betrages, der auf die falsche Angabe zurückzuführen ist – so die Auffassung des Klägers- . Der Mittelpunkt, 

der von dem Vorsitzenden des Senats geführten Verhandlung bestand in einem ausführlichen zweistündigem Rechtsgespräch, in 

welchem alle rechtlichen Aspekte des Falles und alle Argumente der Verfahrensbeteiligten erörtert wurden, gleichsam eine Bestä-

tigung der von dem Vorsitzenden den Parteien und dem Vertreter des öffentlichen Interesses gegenüber gemachten Versicherung: 

„Es geht nichts verloren, was Sie ausgesprochen haben“. Nachdem wir den Rechtsstreit sozusagen auf der Zielgeraden mit verfolgt 

hatten, kamen wir nach Schluss der mündlichen Verhandlung unter uns einstimmig zu dem Ergebnis, dass dem klagenden Vater des 

Auszubildenden Recht zu geben sei. Dem entsprach dann auch das am Nachmittag verkündete Urteil, über das diese Mitteilung vom 

BVerwG am Abend im Internet veröffentlicht wurde:

gende Bundesratsgebäude mit seinem imposanten Mittelbau waren wir bereits vorfreudig eingestimmt. Nach einem gemeinsamen 

Frühstück im Hotel starteten wir aber zunächst mit einer Spreefahrt in den Tag. Die perfekte Möglichkeit das Zentrum Berlins vom 

Wasser aus zu erkunden. Vom Anleger Moltkebrücke/Hauptbahnhof schipperten wir entlang des Spreebogens durch das Regie-

rungsviertel. Vorbei am Paul-Löbe-Haus, dem Marie-Elisabeth-Lüders-Haus, welches die Parlamentsbibliothek beherbergt, und dem 

Reichstag ging es weiter in Richtung Museumsinsel und Dom bis zum Nikoleiviertel und zurück, mit Blick auf das Bundeskanzleramt 

am Ende der Fahrt. 

Nachdem wir gemeinsam die Mittagspause bei schönstem Sonnenschein und gutem Essen beim Italiener 

genossen, stand der Besuch des Bundesrates an. Dort erhielten wir zu Beginn einen kurzen Vortrag über 

dessen Geschichte und besichtigten anschließend die Räumlichkeiten des ehemaligen Preußischen Herren-

hauses in der Leipziger Straße. Über das Hauptportal gelangten wir zunächst in die helle und großzügige 

Eingangshalle, welche mit der Wandelhalle und dem Plenarsaal verbunden ist. Beim Betreten der Wandel-

halle fiel sogleich eine beeindruckende Rauminstallation der deutsche Künstlerin Rebecca Horn auf, mit 

dem Titel „Drei Grazien“. In permanenter Bewegung schweben in den drei Kuppelöffnungen goldene, 

matt glänzende Lanzen. Sie sollen im Zusammenspiel mit der Architektur des Gebäudes eine Brücke zwischen Vergangenheit und 

Moderne herstellen und den Blick in die Glaskuppel leiten. So wird die Wandelhalle zum Ort der Kunst. Das im ersten Obergeschoss 

gelegene Kernstück des Gebäudes, der Plenarsaal, wurde leider gerade umgebaut, sodass uns durch die großen Wandöffnungen aus 

Glas nur ein Blick von außen möglich war. Während des Rundgangs wurden uns vom Besucherdienst die Aufgaben, Arbeitsweise 

und Zusammensetzung des Bundesrates erläutert, der uns im Anschluss im Rahmen einer Gesprächsrunde auch noch für Fragen zur 

Verfügung stand. 

Fazit: Eine spannende und informative Exkursion. Zum Nachmachen unbedingt empfohlen. 
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kulinarischer abend der hannoverschen richtervereinigung in „beckmanns weinhaus“
Von Richter am Amtsgericht a.D. Heinz-Adolf Tiedemann

20 Plätze für einen Kochabend am 27. Oktober 2016 im „Beckmann´s“ waren unter den Kollegen sehr stark nachgefragt und nach 

dem Windhund-Prinzip schnell vergeben. Philipp Beckmann vermittelte als „chef de cuisine“ einen individuellen Einblick in die Küche, 

die uns am Abend exklusiv zur Verfügung stand. Er hatte für alle erforderlichen Zutaten besorgt nicht zuletzt für die zahlreichen im 

Dessert verarbeiteten frischen Bio-Eier vom Bauern seines Vertrauens. Die Teilnehmer wechselten ihre Roben in Küchenschürzen und 

schwangen begeistert die Kochlöffel. „Kochmützen“ oder „Sterne“ wurden nicht verteilt. Auch Bocuse und Witzigmann haben nicht 

vorbei geschaut, aber es hat allen hervorragend gemundet.

Das von uns zubereitete Menü

Vorspeise: Vitello Tonnato: Kalbfeisch mit Thunfisch-Kapern-Sauce

Zwischengericht: Selbstgemachte Spagetti al Ragu

Hauptgericht: Saltimbocca mit Risotto al Barolo

Dessert: Hausgemachtes Mousse au Chocolat

 „Beruht die Leistung von Ausbildungsförderung nach dem Bundesausbildungsförderungsgesetz (BAföG) an einen Auszubildenden 

darauf, dass dessen Vater vorsätzlich unvollständige Angaben zu seinen Einkommensverhältnissen gemacht hat, und ist dieser des-

halb zur Leistung von Schadensersatz gegenüber dem Amt für Ausbildungsförderung verpflichtet, hat er nicht auch den Betrag zu 

ersetzen, den der Sohn bei vollständigen Angaben als Ausbildungsförderung hätte erhalten müssen. Das hat das Bundesverwaltungs-

gericht heute entschieden.“

Wir erhielten etwas Einblick in den routinemäßigen Arbeitsablauf des Gerichts, der in den überwiegenden Fällen frei von äußeren 

Störungen und Sicherheitsbedrohungen ist. Allerdings gibt es auch Verfahren, die nur mit einer hohen Flankierung durch Sicherheits-

kräfte durchgeführt werden können. Zu ihnen gehört sicherlich die eine Woche nach unserem Besuch durchgeführte Verhandlung, 

in der es um die Frage der Zulässigkeit der Auflösung eines Rockerklubs durch den Bundesinnenminister geht. Diese Angelegenheit 

gehört zu den Sachgebieten, in denen das BVerwG in erster und letzter Instanz entscheidet. 

Nachdem wir noch etwas von dem Reichsgericht erlebt hatten und ein klein wenig in das Tagesgeschäft eines obersten Bundesge-

richts geblickt hatten, tauchten wir in dem Runden Museum (Stasi-Museum), das an dem ehemaligen Sitz des Amtes für Staatssi-

cherheit ist, in die schreckliche Welt der DDR-Diktatur ein, ein Besuch, der abgerundet wurde durch eine Stadtführung unter der 

Überschrift „ Auf den Spuren der friedlichen Revolution“, die uns die Spannung der Novembertage 1989 in Leipzig spüren ließ und 

auch die Angst, die die friedlich demonstrierenden Menschen damals hatten, dass ihnen vielleicht ein zweiter „17. Juni“ bevorstehe. 

Es ist sicher nicht übertrieben zu sagen, dass diese Kurzreise zu einer freundschaftlichen Vertiefung unter uns geführt hat, und dass 

auch insofern die gemeinsame Aktion von Stadern und Lüneburgern – die auch sehr stimmungsvoll eingebettet war durch ein ge-

meinsames Abendessen in Auerbachs Keller – ein sehr großer Erfolg war, den es sich lohnt, zu wiederholen.

Vor dem BVerwG In dem Großen Sitzungssaal des RG Eine Zeitzeugin mit uns „Auf den Spuren der 
friedlichen Revolution“

FOTOS: Direktor des Amtsgerichts Albrecht Paulisch, Winsen (Luhe)
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Für und Wider die lebenslange Freiheitsstrafe

PROGRAMM:
Freitag, 16. Juni 2017
15:30	 Anreise der Teilnehmer/innen zum Nachmittagskaffee
16:00	 Begrüßung | Dr. Stephan Schaede, Akademiedirektor, Loccum

Einführung in die Tagung | RA Bertram Börner, Hannover

16:25	 Lebenslänglich? – Anmerkungen zur Relevanz des Themas auf bundespolitischer Ebene
		  Heiko Maas, Bundesminister für Justiz und Verbraucherschutz, Berlin
		  Aussprache - Moderation: Dr. Stephan Schaede, Loccum

17:30	 Ein historisch-systematischer Überblick über Deutungen der und Einstellungen zur lebenslänglichen 
		  Freiheitsstrafe
		  Prof. Dr. Gabriele Kett-Straub, Institut für Strafrecht, Strafprozessrecht und Kriminologie, Friedrich-Alexander 
		  Universität, Erlangen-Nürnberg 

19:30	 Disput über die lebenslange Freiheitsstrafe 
		  Pro: Bundesanwalt Prof. Dr. Hartmut Schneider, Leipzig
		  Contra: Rechtsanwalt Dr. habil. Helmut Pollähne, Bremen 
		  Aussprache - Moderation: RA Hans Holtermann, Hannover 

Samstag, 17. Juni 2017
09:15	 Was wir wirklich wissen: Empirische Befunde zur Verhängung und Vollstreckung der lebenslangen 
		  Freiheitsstrafe
		  Prof. Dr. Bernd-Dieter Meier, Lehrstuhl für Strafrecht, Strafprozessrecht und Kriminologie, 
		  Leibniz-Universität Hannover

10:15	 Lebenslang – mehr als nur ein Symbol. Plädoyer für eine angemessene Achtung der Opferperspektive
		  Rechtsanwalt Prof. Dr. Bernhard Weiner, Meppen 
		  Aussprache - Moderation: VRiinOLG Dr. Sabine Ferber, Celle

11:00	 Die Wirklichkeit des Vollzugs der lebenslangen Freiheitsstrafe
		  Ltd. Regierungsdirektor Thomas Papies, Leiter der JVA Celle 

11:30	 Lebenslange Haft – Medium zur Vergangenheitsbewältigung oder biographischer
		  Zukunftszerstörer? Eine Einschätzung aus der Perspektive der Gefängnisseelsorge
		  Dr. Tobias Müller, Monning, Gefängnisseelsorge in der JVA Butzbach und rechts-
		  politischer Beobachter der ev. Bundeskonferenz für Gefängnisseelsorge 

15:00	 Leben in Unfreiheit und Ungewissheit – Probleme langfristigen Eingesperrtseins aus 
		  psychologischer Sicht
		  Prof. Dr. Sabine Nowara, Fachpsychologin für Rechtspsychologie, Institut für Kriminologie, Universität Köln
		  Aussprache - Moderation: RA Dr. Holger Nitz, Vorsitzender der Vereinigung Niedersächsischer und Bremer 	
		  Strafverteidigerinnen und Strafverteidiger, Hannover

TAGUNG VOM 16.-18. JUNI 2017
in Kooperation mit dem Arbeitskreis „Die Strafjustiz in Niedersachsen“ 
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16:00	 Lebenslanger Freiheitsentzug – eine ethische Einschätzung aus theologisch-systematischer Perspektive
		  Prof. Dr. Claas Huizing, Universität Würzburg 
		  Aussprache - Moderation: Dr. Stephan Schaede, Loccum

17:30	 „Punitivität“ – Was trägt die Gesellschaft in Fragen der Reform einer lebenslangen Freiheitsstrafe 
		  eigentlich mit?
		  Dr. Fabien Jobard, Centre Marc Bloch, Dt.-Franz. Forschungsinstitut für Sozialwissenschaften, Berlin 

19:30	 Life Imprisonment in Europe and Worldwide (Der in Englisch gehaltene Vortrag wird simultan übersetzt) 
		  Prof. Dr. Dirk van Zyl Smit, Professor of Comparative and International Penal Law, Faculty of Social Sciences, 	
		  University of Nottingham
		  Aussprache - Moderation: RiOLG Frank Bornemann, Vorsitzender des NRB, Celle

Sonntag, 18. Juni 2017
09:30	 Welche Perspektiven für eine sinnvolle Reform der Strafform lebenslange Freiheitsstrafe zeichnen sich ab? 	
		  Resümee des Tagungsverlaufs 
		  Prof. Dr. Klaus Bernsmann, Lehrstuhl für Straf- und Strafprozessrecht, Universität Bochum

10:00	 Exposition einer richterlichen Position
		  Prof. Dr. Thomas Fischer, Vorsitzender Richter am Bundesgerichtshof, Karlsruhe
		  Moderation: GStA Andreas Heuer, Oldenburg

10:45	 Wie sollen sie aussehen, die Perspektiven einer sinnvollen Reform der lebenslangen Freiheitsstrafe?
		  Podiumsdiskussion mit 
		  · Prof. Dr. Thomas Fischer, Karlsruhe
		  · Prof. Dr. Claas Huizing, Würzburg 		
		  · Rechtsanwalt Dr. habil. Helmut Pollähne, Bremen
		  · Bundesanwalt Prof. Dr. Hartmut Schneider, Leipzig
		  Moderation: Prof. Dr. Bernd-Dieter Meier, Uni Hannover

12:30	 Ende der Tagung mit dem Mittagessen 

12:45 	 Bustransfer nach Wunstorf

Anmeldungen sind direkt bei der ev. Akademie Loccum möglich. 

Nähere Informationen erhalten Sie auf der Homepage der Akademie unter www.loccum.de und dort auf der 

linken Seite unter Programm und Anmeldung.

Evangelische Akademie Loccum

D-31545 Rehburg-Loccum · Münchehäger Straße 6 · D-31547 Rehburg-Loccum

Telefon: 0 57 66 / 81-0 (Zentrale) · Telefax: 0 57 66 / 81-9 00

Für und Wider die lebenslange Freiheitsstrafe


